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1. Prüfungsauftrag 

In der Gesellschafterversammlung vom 9. Juli 2016 der  
 

Rhein-Main-Hallen GmbH, 
Wiesbaden 

(im Folgenden auch "RMH" oder "Gesellschaft" genannt) 

wurden wir zum Abschlussprüfer für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis 
31. Dezember 2016 gewählt. 

Daraufhin beauftragte uns die Geschäftsführung der Gesellschaft, den Jahresabschluss 
zum 31. Dezember 2016 unter Einbeziehung der Buchführung und den Lagebericht für das 
Geschäftsjahr 2016 zu prüfen. 

Die Gesellschaft ist nach den in § 267 Abs. 1 HGB (§ 264a Abs.1) bezeichneten Größen-
merkmalen als kleine Kapitalgesellschaft einzustufen und daher nicht prüfungspflichtig ge-
mäß §§ 316ff HGB. Die Prüfung erfolgt aufgrund gesellschaftsrechtlicher Verpflichtung. 

Dieser Bericht ist ausschließlich an die Rhein-Main-Hallen GmbH, Wiesbaden, gerichtet. 

Auftragsgemäß haben wir den Prüfungsbericht um einen besonderen Erläuterungsteil (An-
lage 6) erweitert, in dem weitergehende, gesetzlich nicht geforderte Aufgliederungen und 
Erläuterungen zu einzelnen Posten des Jahresabschlusses dargestellt werden. 

Darüber hinaus wurden wir beauftragt, im Prüfungsbericht die Vermögens-, Finanz- und Er-
tragslage darzustellen. Dies erfolgt in Abschnitt 4.3. dieses Berichtes. 

Der Prüfungsauftrag ist entsprechend § 53 Abs. 1 Nr. 1 HGrG um die Prüfung der Ord-
nungsmäßigkeit der Geschäftsführung und der wirtschaftlichen Verhältnisse erweitert wor-
den. 

Wir bestätigen gemäß § 321 Abs. 4a HGB, dass wir bei unserer Abschlussprüfung die an-
wendbaren Vorschriften zur Unabhängigkeit beachtet haben. 

Dieser Prüfungsbericht wurde von uns nach den Grundsätzen ordnungsmäßiger Berichter-
stattung bei Abschlussprüfungen des Institut der Wirtschaftsprüfer in Deutschland e.V., 
Düsseldorf (IDW PS 450) erstellt.  
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Für die Durchführung unseres Auftrages und unsere Verantwortlichkeit sind, auch im Ver-
hältnis zu Dritten, die als Anlage diesem Bericht beigefügten Allgemeinen Auftragsbedin-
gungen für Wirtschaftsprüfer und Wirtschaftsprüfungsgesellschaften in der Fassung vom 
1. Januar 2002 maßgebend.  

Klarstellend weisen wir darauf hin, dass die Haftungsbeschränkung aus Nr. 9 (2) der AAB 
nur hinsichtlich aufgrund leichter Fahrlässigkeit verursachter Schadensfälle Anwendung 
findet. Infolge grober Fahrlässigkeit (oder Vorsatzes) verursachte Schadensfälle sind von 
der genannten Haftungsbeschränkung nicht umfasst. 

 

2. Grundsätzliche Feststellungen 
2.1. Lage des Unternehmens 
2.1.1. Stellungnahme zur Lagebeurteilung durch die gesetzlichen Vertreter 
 

Der Lagebericht und der Jahresabschluss der Gesellschaft enthalten nach unserer Beurtei-
lung folgende wesentliche Aspekte  

zum Geschäftsverlauf und zur Lage  

• Das Jahr 2016 ist geprägt vom Bau des neuen RheinMain CongressCenter. Daneben 
fanden sechs Veranstaltungen an externen Locations statt. 

• Das Wirtschaftsjahr schließt mit einem Verlust vor Übernahme von TEUR 2.303 (Vor-
jahr: TEUR 2.074) ab. Der prognostizierte Verlust konnte damit um TEUR 560 unter-
schritten werden.  

• Das Ergebnis nach Steuern hat sich von minus TEUR 2.073 im Vorjahr um TEUR 229 
auf minus TEUR 2.302 verschlechtert.  

• Der Verlust des Jahres 2016 in Höhe von TEUR 2.303 wird gemäß Beschluss der 
Stadtverordnetenversammlung von der TriWiCon übernommen. 

• Der Cash-Flow aus laufender Geschäftstätigkeit führt im Berichtsjahr zu einer Zah-
lungsmittelverminderung um TEUR 2.298 (Vorjahr: TEUR 2.260). 

• Die Zahlungsfähigkeit wird durch die Einbindung der RMH in das Cash-Pooling der  
TriWiCon (seit 2011) jederzeit gewährleistet. Die Gesellschaft war im Berichtsjahr je-
derzeit in der Lage, ihren Zahlungsverpflichtungen nachzukommen. 
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zur voraussichtlichen Entwicklung mit ihren wesentlichen Chancen und Risiken 

• Die Bauarbeiten für das neue RheinMain CongressCenter liegen sowohl im Kosten-, als 
auch im Zeitplan.  

• In der Zeit bis zur Fertigstellung der neuen Hallen wird weiterhin keine wesentliche ope-
rative Geschäftstätigkeit der Gesellschaft möglich sein. Es ergeben sich auch zukünftig 
entsprechende Auswirkungen auf die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage, die auch 
weiterhin eine Zuführung von Liquidität erforderlich machen. Im Wirtschaftsplan der 
TriWiCon ist die Übernahme des erwarteten Verlustes vorgesehen. Die Geschäftslei-
tung geht von einer unveränderten Fortführung des Cash-Pools und der Verlustüber-
nahme durch die Gesellschafterin im Rahmen des Betrauungsaktes aus. 

• Für 2017 werden Umsatzerlöse von TEUR 1.220 bei einem negativen Ergebnis vor Ab-
führung von TEUR 3.051 prognostiziert. 

 

2.1.2. Entwicklungsbeeinträchtigende Tatsachen 

Bei der Durchführung der Abschlussprüfung haben wir folgende nach § 321 Abs. 1 Satz 3 
HGB berichtspflichtige entwicklungsbeeinträchtigende Tatsachen festgestellt:  

Am 1. Juli 2014 wurde mit dem Abriss und Neubau der Rhein-Main-Hallen begonnen. Der 
Gesellschaft wird es daher auf absehbare Zeit nicht gelingen, die finanziellen Mittel, die sie 
benötigt, selbst zu erwirtschaften. Aufgrund der Zahlungsmittelabflüsse aus laufender Ge-
schäftstätigkeit ist sie auf die Zuführung finanzieller Mittel angewiesen. Der zugrunde ge-
legte Betrauungsakt der Gesellschaft durch die Stadt Wiesbaden sowie der Cash Pool Ver-
trag mit der TriWiCon sind zum Bilanzstichtag ungekündigt bzw. nicht widerrufen.  

Die TriWiCon gleicht im Folgejahr der Feststellung des geprüften Jahresabschlusses das 
Jahresergebnis aus. Die Gesellschaft erwartet auch für die folgenden Perioden eine Ver-
lustübernahme durch die Gesellschafterin. 

Eine Übernahme des geplanten Verlustes für 2017 ist im Wirtschaftsplan der TriWiCon 
vorgesehen. Weiterhin geht die Geschäftsführung von einer uneingeschränkten Fortfüh-
rung des Cash-Pooling-Vertrages aus. 
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3. Gegenstand, Art und Umfang der Prüfung 

Gegenstand unserer Prüfung waren die Buchführung, der Jahresabschluss (bestehend aus 
Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang) und der Lagebericht der Gesellschaft.  

Unsere Prüfung umfasste auch die Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung und die wirt-
schaftlichen Verhältnisse gem. § 53 Abs. 1 Nr. 1 HGrG. 

Die Buchführung, die Aufstellung von Jahresabschluss und Lagebericht nach den deut-
schen handelsrechtlichen Vorschriften und den ergänzenden Bestimmungen des Gesell-
schaftsvertrages sowie die uns erteilten Aufklärungen und Nachweise liegen in der Verant-
wortung der gesetzlichen Vertreter der Gesellschaft. Unsere Aufgabe ist es, diese Unterla-
gen unter Einbeziehung der Buchführung und die gemachten Angaben im Rahmen unserer 
pflichtgemäßen Prüfung zu beurteilen.  

Die Prüfung der Einhaltung solcher gesetzlicher Vorschriften, die nicht die Rechnungsle-
gung betreffen, gehört nur insoweit zu den Aufgaben der Abschlussprüfung, als sich aus 
diesen anderen Vorschriften üblicherweise Rückwirkungen auf den geprüften Jahresab-
schluss ergeben oder als die Nichtbeachtung solcher Gesetze erfahrungsgemäß Risiken 
zur Folge haben kann, denen im Lagebericht Rechnung zu tragen ist. Die Prüfung hat sich 
grundsätzlich nicht darauf zu erstrecken, ob der Fortbestand des geprüften Unternehmens 
oder die Wirksamkeit und Wirtschaftlichkeit der Geschäftsführung zugesichert werden 
kann. 

Wir haben unsere Prüfung (mit Unterbrechungen) in den Monaten März und April 2017 
durchgeführt. Im Monat Januar 2017 haben wir eine Vorprüfung durchgeführt. 

Ausgangspunkt unserer Prüfung war der von uns geprüfte und unter dem 22. April 2016 mit 
dem uneingeschränkten Bestätigungsvermerk versehene Jahresabschluss zum  
31. Dezember 2015; er wurde am 9. Juli 2016 festgestellt. 

Die Jahresabschlussprüfung erfolgte nach §§ 317ff HGB unter Beachtung der vom Institut 
der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Ab-
schlussprüfung. Danach ist die Prüfung so zu planen und durchzuführen, dass Unrichtigkei-
ten und Verstöße, die sich auf die Darstellung des durch den Jahresabschluss unter Be-
achtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung und durch den Lagebericht vermit-
telten Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage wesentlich auswirken, mit hinrei-
chender Sicherheit erkannt werden.  
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Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen werden die Kenntnisse über die Geschäftstä-
tigkeit und über das wirtschaftliche und rechtliche Umfeld der Gesellschaft sowie die Erwar-
tungen über mögliche Fehler berücksichtigt. Im Rahmen der Prüfung werden die Wirksam-
keit des rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems sowie Nachweise für die 
Angaben in Buchführung, Jahresabschluss und Lagebericht überwiegend auf der Basis von 
Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst die Beurteilung der angewandten Bilanzie-
rungsgrundsätze und der wesentlichen Einschätzungen der gesetzlichen Vertreter sowie 
die Würdigung der Gesamtdarstellung des Jahresabschlusses und des Lageberichts. Wir 
sind der Auffassung, dass unsere Prüfung eine hinreichend sichere Grundlage für unsere 
Beurteilung bildet. 

Im Rahmen der Prüfung sind Risiken wesentlicher falscher Angaben in der Rechnungs-
legung (Fehlerrisiken) festzustellen und zu beurteilen sowie in angemessener Weise auf 
die beurteilten Risiken zu reagieren (risikoorientierter Prüfungsansatz). Auf der Grundlage 
des risikoorientierten Prüfungsansatzes haben wir im Rahmen der Prüfungsplanung eine 
Risikoanalyse durchgeführt und darauf aufbauend eine Prüfungsstrategie erarbeitet. Die 
Risikoanalyse basiert auf unserem Verständnis 

− des Unternehmens und seines Umfeldes,  
− seiner wesentlichen Ziele, seiner Strategien, der Messung und Überwachung seines 

wirtschaftlichen Erfolgs sowie seiner Geschäftsrisiken, die wesentliche falsche Angaben 
in der Rechnungslegung auslösen können, 

und unserer Beurteilung 

− der Auswahl und Anwendung von Rechnungslegungsmethoden, 

− seines rechnungslegungsrelevanten internen Kontrollsystems und 
− der vorläufigen Einschätzung seiner Lage aufgrund der Durchführung analytischer Prü-

fungshandlungen. 

Nach Maßgabe der festgestellten und beurteilten Fehlerrisiken wurden Prüfungsschwer-
punkte festgelegt und ein entsprechendes Prüfprogramm entwickelt. In diesem Prüf-
programm sind der Ansatz und die Schwerpunkte der Prüfung sowie Art und Umfang der 
Prüfungshandlungen festgelegt. Dabei wurden auch die zeitliche Abfolge der Prüfung und 
der Mitarbeitereinsatz geplant.  

Im Rahmen der Prüfungsstrategie haben wir folgende Prüfungsschwerpunkte festgelegt: 

• Umsatzerlösrealisierung 
• Werthaltigkeit der Forderungen aus Lieferungen und Leistungen 
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• Vollständigkeit der Forderungen und Verbindlichkeiten mit verbundenen Unternehmen 

• Annahme der Unternehmensfortführung 

Funktionsprüfungen von Kontrollmaßnahmen und aussagebezogene Prüfungshandlungen  
- analytische Prüfungshandlungen und Einzelfallprüfungen - wurden ausschließlich in Stich-
proben durchgeführt. Die Auswahl der Stichproben erfolgte nach berufsüblichen Grundsät-
zen. 

Saldenbestätigungen bzw. -mitteilungen und Auskünfte Dritter haben wir in Stichproben 
von Kunden und Lieferanten und von sämtlichen Rechtsanwälten und Kreditinstituten sowie 
vom Steuerberater der Gesellschaft eingeholt. 

Im Rahmen unserer Prüfung wurden die folgenden wesentlichen Gutachten und Stellung-
nahmen anderer Prüfer und Sachverständiger verwertet:  

− hinsichtlich der Bewertung der Pensionsverpflichtungen wurden die Ergebnisse der 
versicherungsmathematischen Gutachten des Gutachters Diplom-Volkswirt  
Wolfgang Rittner verwertet. 

Den Lagebericht haben wir daraufhin überprüft, ob er mit dem Jahresabschluss sowie den 
bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht, den gesetzlichen Vorschrif-
ten entspricht und ob der Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der 
Gesellschaft vermittelt. Ferner haben wir geprüft, ob die Chancen und Risiken der künftigen 
Entwicklung im Lagebericht zutreffend dargestellt sind. 

Wir haben auftragsgemäß bei der Durchführung der Abschlussprüfung auch die Ord-
nungsmäßigkeit der Geschäftsführung und die wirtschaftlichen Verhältnisse gem. 
§ 53 Abs.1 HGrG geprüft sowie den IDW PS 720 "Berichterstattung über die Erweiterung 
der Abschlussprüfung nach § 53 HGrG" beachtet. 

Von der Geschäftsführung und den von ihr beauftragten Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 
sind alle von uns erbetenen Aufklärungen und Nachweise erbracht und die berufsübliche 
schriftliche Vollständigkeitserklärung abgegeben worden. Darin wird insbesondere versi-
chert, dass in der Buchführung alle buchungspflichtigen Vorgänge und in dem vorliegenden 
Jahresabschluss alle bilanzierungspflichtigen Vermögenswerte, Verpflichtungen und Ab-
grenzungen, außerdem sämtliche Aufwendungen und Erträge enthalten, ferner alle Wag-
nisse berücksichtigt sowie alle erforderlichen Angaben gemacht sind. 
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4. Feststellungen und Erläuterungen zur Rechnungslegung 
4.1. Ordnungsmäßigkeit der Rechnungslegung 
4.1.1. Buchführung und weitere geprüfte Unterlagen 

Die Buchführung und das Belegwesen sind nach unseren Feststellungen ordnungsgemäß 
und entsprechen den gesetzlichen Vorschriften und den ergänzenden Bestimmungen des 
Gesellschaftsvertrags. Die den weiteren geprüften Unterlagen entnommenen Informationen 
sind in Buchführung, Jahresabschluss und Lagebericht ordnungsgemäß abgebildet.  

 

4.1.2. Jahresabschluss 

Der Jahresabschluss zum 31. Dezember 2016 (Anlage 1 bis 3) entspricht nach unserer 
Beurteilung auf Grund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen den handelsrechtli-
chen Vorschriften über die Rechnungslegung von Gesellschaften mit beschränkter Haftung 
einschließlich der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung und den ergänzenden  
Bestimmungen des Gesellschaftsvertrags. 

Der Jahresabschluss wurde ordnungsmäßig aus den Büchern und den weiteren geprüften 
Unterlagen der Gesellschaft abgeleitet. Die gesetzlichen Vorschriften zu Gliederung, Bilan-
zierung und Bewertung wurden eingehalten. Der Anhang entspricht den gesetzlichen Vor-
schriften. Die Angaben im Anhang sind vollständig und zutreffend. 

 

4.1.3. Lagebericht 

Der Lagebericht für das Geschäftsjahr 2016 (Anlage 4) entspricht den gesetzlichen Vor-
schriften und den ergänzenden Bestimmungen des Gesellschaftsvertrags. Der Lagebericht 
steht in Einklang mit dem Jahresabschluss und den bei der Prüfung gewonnenen Erkennt-
nissen und vermittelt insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft. Unse-
re Prüfung hat zu dem Ergebnis geführt, dass im Lagebericht die wesentlichen Chancen 
und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dargestellt sind und dass die gemach-
ten Angaben nach § 289 Abs. 2 HGB vollständig und zutreffend sind.  
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4.2. Gesamtaussage des Jahresabschlusses 

Bei der Prüfung haben wir die nachfolgend dargestellte Ausübung von Bilanzierungs- und 
Bewertungswahlrechten, Ausnutzung von Ermessensspielräumen und sachverhaltsgestal-
tenden Maßnahmen mit wesentlichem Einfluss auf die Vermögens-, Finanz- und Ertragsla-
ge der Gesellschaft festgestellt: 

 

4.2.1. Wesentliche Bewertungsgrundlagen 

Die Bewertung der Pensionsrückstellungen erfolgt nach dem Rentenbarwertverfahren auf 
Grundlage der Richttafeln 2005 G von Prof. Dr. Klaus Heubeck und bei einem Rechnungs-
zinssatz von 4,01 % gemäß RückAbzinsV, für Rentenanpassungen 1,5 % p.a. Der aus der 
Erstanwendung des BilMoG zum 1. Januar 2010 fortgeschriebene Unterschiedsbetrag be-
lief sich zum 1. Januar 2016 auf TEUR 31. Dieser wurde im Berichtsjahr in Höhe der Min-
destansammlung nach Art. 67 Abs. 1 Satz 1 EGHGB (1/15 des ursprünglichen Unter-
schiedsbetrags in Höhe von TEUR 3,5) der Pensionsrückstellung zugeführt. 

 

4.2.2. Feststellungen zur Gesamtaussage des Jahresabschlusses 

Der Jahresabschluss vermittelt insgesamt, d.h. aus dem Zusammenwirken von Bilanz, Ge-
winn- und Verlustrechnung und Anhang, unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßi-
ger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, 
Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft.  

Nach § 321 Abs. 2 Satz 4 HGB ist auf wesentliche Bewertungsgrundlagen sowie darauf 
einzugehen, welchen Einfluss Änderungen in den Bewertungsgrundlagen einschließlich der 
Ausübung von Bilanzierungs- und Bewertungswahlrechten sowie die Ausnutzung von Er-
messensspielräumen insgesamt auf die Darstellung des Jahresabschlusses haben. 

Die Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden sind von der Gesellschaft gegenüber dem 
Vorjahr beibehalten worden. 
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4.3. Vermögens-, Finanz- und Ertragslage 

4.3.1. Ertragslage 
In der folgenden Übersicht sind die Gewinn- und Verlustrechnungen des Berichtsjahres und 
des vorangegangenen Geschäftsjahres sowie die Veränderungen für 2016 gegenüber 2015 
absolut und relativ dargestellt worden. 

 
Veränderung

TEUR % TEUR % TEUR %

Umsatzerlöse 1.694 100,0 1.014 100,0 680 67,1
Gesamtleistung 1.694 100,0 1.014 100,0 680 67,1
Materialaufwand -1.101 -65,0 -963 -95,0 -138 14,3
Personalaufwand -1.545 -91,2 -1.378 -135,9 -167 12,1
Abschreibungen -12 -0,7 -9 -0,9 -3 30,4
Sonstiger Betriebsaufwand -1.371 -80,9 -1.438 -141,8 67 -4,6
Übrige betriebliche Erträge 50 3,0 722 71,2 -672 -93,1
Steuern (ohne Ertragsteuern) -1 -0,1 -1 -0,1 0 -5,6
Betrieblicher Aufwand -3.980 -234,9 -3.067 -302,5 -913 29,8
Betriebsergebnis -2.286 -134,9 -2.053 -202,5 -233 11,3
Finanzergebnis -17 -65,0 -21 -95,0 4 -17,7
Ertrag aus Verlustübernahme 2.303 -226,1 2.074 -338,4 229 11,0
Jahresergebnis 0 0 0 -

2016 2015

 
 Der Anstieg der Umsatzerlöse ist im Wesentlichen durch die Umgliederung im Rahmen 

des BilRUG bedingt. Die Erstattungen für Personalgestellung und die Personalkosten-
umlage von TEUR 420 sowie Erträge aus sonstigen Weiterbelastungen von TEUR 62 wer-
den ab dem Jahr 2016 den Umsatzerlösen zugeordnet. Der Ausweis erfolgte im Vorjahr in 
den sonstigen betrieblichen Erträgen (Vorjahr: TEUR 363). Des Weiteren wurde im Ge-
schäftsjahr mehr Umsatz aus Standmieten und damit verbundenen Nebenleistungen er-
wirtschaftet.   

Der Anstieg der Materialaufwendungen ist auf die erhöhten veranstaltungsbezogenen 
Marketingkosten zurückzuführen.  

Der Rückgang der übrigen betrieblichen Erträge ist vor allem durch die Neuerungen im 
Rahmen des BilRUG bedingt (vgl. Ausführungen oben zu den Umsatzerlösen). Des Weite-
ren waren im Vorjahr Einmaleffekte aus erhaltenen Schadenersatzleistungen und Leistun-
gen aufgrund eines außergerichtlichen Vergleichs enthalten. 
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4.3.2. Vermögenslage 
In der folgenden Übersicht sind die Aktiv- und Passivposten der Bilanz dargestellt. Dabei 
sind den Posten des Berichtsjahres die Vergleichsbeträge für 2015 gegenüber gestellt und 
z. T. zu größeren Gruppen zusammengefasst. 

 
Veränderung

TEUR % TEUR % TEUR %
Vermögen
Anlagevermögen 60 2,2 55 1,1 5 9,3
Kurzfristige Forderungen 2.679 97,3 4.697 97,4 -2.018 -43,0
Übrige Aktiva 14 0,5 71 1,5 -57 -80,0

2.753 100,0 4.823 100,0 -2.070 -42,9
Kapital
Eigenkapital 1.537 55,8 1.537 31,9 0 0,0
Rückstellungen 585 21,3 609 12,6 -24 -3,9
Übrige Passiva 631 22,9 2.677 55,5 -2.046 -76,4

2.753 100,0 4.823 100,0 -2.070 -42,9

31.12.2016 31.12.2015

 

Der Anstieg des Anlagevermögens resultiert im Wesentlichen aus dem Erwerb des Mes-
sestands IMEX (TEUR 15) vermindert um die planmäßigen Abschreibungen (TEUR 10).  
 
Die kurzfristigen Forderungen beinhalten vor allem Forderungen gegen verbundene Un-
ternehmen, die im Vergleich zum Vorjahr um TEUR 2.058 gesunken sind. Der Rückgang 
betrifft Einzahlungen aus der Verlustübernahme von der TriWiCon für die Geschäftsjahr 
2014 und 2015 von insgesamt TEUR 4.429. Gegenläufig wirkt die Forderung aus der Ver-
lustübernahme für das Geschäftsjahr 2016 von TEUR 2.303. Gleichzeitig haben sich die 
Forderungen aus Lieferungen und Leistungen um TEUR 26 und die sonstigen Vermögens-
gegenstände um TEUR 14 erhöht. 
 
Der starke Rückgang der übrigen Passiva ist im Wesentlichen auf den Rückgang der Ver-
bindlichkeiten aus Cash-Pooling um TEUR 2.114 zurückzuführen. 
 
 



   

 11 

4.3.3. Finanzlage 
 

2016 2015
TEUR TEUR

1. Cashflow aus laufender Geschäftstätigkeit
Periodenergebnis vor Ergebnisabführung -2.303 -2.074
Abschreibungen (+) auf Gegenstände des Anlagevermögens 12 9
Zunahme (+) / Abnahme (-) der Rückstellungen -23 202
Zunahme (-) der Vorräte, der Forderungen aus

Lieferungen und Leistungen sowie anderer Aktiva -51 -206
Zunahme (+) / Abnahme (-) der Verbindlichkeiten aus

Lieferungen und Leistungen sowie anderer Passiva 67 -191

Cashflow aus laufender Geschäftstätigkeit -2.298 -2.260

2. Cashflow aus der Investitionstätigkeit
Auszahlungen (-) für Investitionen in das immaterielle Anlagevermögen 0 -2
Auszahlungen (-) für Investitionen in das Sachanlagevermögen -17 -28

Cashflow aus der Investitionstätigkeit -17 -30

3. Cashflow aus der Finanzierungstätigkeit
Einzahlungen (+) aus Verlustübernahmen 4.429 0

Cashflow aus der Finanzierungstätigkeit 4.429 0

4. Finanzmittelfonds am Ende der Periode
Zahlungswirksame Veränderung des

Finanzmittelfonds (Zwischensummen 1 - 3) 2.114 -2.290
Finanzmittelfonds am Anfang der Periode -2.374 -84

Finanzmittelfonds am Ende der Periode -260 -2.374

5. Zusammensetzung des Finanzmittelfonds
Liquide Mittel 0 0
Verbindlichkeiten (-) aus Cashpooling -260 -2.374

Finanzmittelfonds am Ende der Periode -260 -2.374
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5. Feststellungen aus Erweiterungen des Prüfungsauftrages  
Feststellungen gemäß § 53 HGrG 

Die Feststellung zur Prüfung der Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung (§ 53 Abs. 1 
Nr. 1 HGrG) und zu den weiteren Kriterien gem. § 53 Abs. 1 Nr. 2 HGrG ergeben sich aus 
der Beantwortung des Fragebogens zur Prüfung der Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsfüh-
rung und der wirtschaftlichen Verhältnisse nach § 53 HGrG, der diesem Bericht als Anla-
ge 7 beigefügt ist. 

Die Prüfung der Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung führte zu keinen Beanstandun-
gen. Die wirtschaftlichen Verhältnisse sind geordnet. 
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6. Wiedergabe des Bestätigungsvermerks  

Wir haben dem Jahresabschluss und dem Lagebericht für das Geschäftsjahr vom 
1. Januar 2016 bis 31. Dezember 2016 der Rhein-Main-Hallen GmbH, Wiesbaden, in der 
diesem Bericht als Anlage 1 – 3 (Jahresabschluss) und 4 (Lagebericht) beigefügten Fas-
sung den unter dem Datum vom 7. April 2017 in Frankfurt am Main unterzeichneten unein-
geschränkten Bestätigungsvermerk erteilt, der hier wiedergegeben wird: 

"Bestätigungsvermerk des Abschlussprüfers 

An die Rhein-Main-Hallen GmbH, Wiesbaden 

Wir haben den Jahresabschluss – bestehend aus Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung 
sowie Anhang – unter Einbeziehung der Buchführung und den Lagebericht der  
Rhein-Main-Hallen GmbH, Wiesbaden, für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2016 bis 
31. Dezember 2016 geprüft. Die Buchführung und die Aufstellung von Jahresabschluss 
und Lagebericht nach den deutschen handelsrechtlichen Vorschriften und den ergänzen-
den Bestimmungen des Gesellschaftsvertrags liegen in der Verantwortung der gesetzli-
chen Vertreter der Gesellschaft. Unsere Aufgabe ist es, auf der Grundlage der von uns 
durchgeführten Prüfung eine Beurteilung über den Jahresabschluss unter Einbeziehung 
der Buchführung und über den Lagebericht abzugeben. 

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 317 HGB unter Beachtung der vom 
Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßi-
ger Abschlussprüfung vorgenommen. Danach ist die Prüfung so zu planen und durchzu-
führen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich auf die Darstellung des durch den 
Jahresabschluss unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung und 
durch den Lagebericht vermittelten Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage we-
sentlich auswirken, mit hinreichender Sicherheit erkannt werden. Bei der Festlegung der 
Prüfungshandlungen werden die Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit und über das 
wirtschaftliche und rechtliche Umfeld der Gesellschaft sowie die Erwartungen über mögli-
che Fehler berücksichtigt. Im Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit des rech-
nungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems sowie Nachweise für die Angaben in 
Buchführung, Jahresabschluss und Lagebericht überwiegend auf der Basis von Stichpro-
ben beurteilt. Die Prüfung umfasst die Beurteilung der angewandten Bilanzierungsgrund-
sätze und der wesentlichen Einschätzungen der gesetzlichen Vertreter sowie die Würdi-
gung der Gesamtdarstellung des Jahresabschlusses und des Lageberichts. Wir sind der 
Auffassung, dass unsere Prüfung eine hinreichend sichere Grundlage für unsere Beurtei-
lung bildet. 

Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt. 
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Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse ent-
spricht der Jahresabschluss den gesetzlichen Vorschriften und den ergänzenden  
Bestimmungen des Gesellschaftsvertrags und vermittelt unter Beachtung der Grundsätze 
ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild 
der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft. Der Lagebericht steht in Ein-
klang mit dem Jahresabschluss, entspricht den gesetzlichen Vorschriften, vermittelt ins-
gesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft und stellt die Chancen und 
Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar. 

Ohne diese Beurteilung einzuschränken, weisen wir auf die Erläuterungen im Anhang im 
Abschnitt „Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden“ sowie im Lagebericht im Abschnitt 
„Chancen- und Risikobericht“ hin. Dort wird ausgeführt, dass der Fortbestand der Gesell-
schaft aufgrund des nahezu ruhenden operativen Geschäftsbetriebs und der damit ein-
hergehenden Liquiditätslage gefährdet ist. Die Gesellschaft ist auf Zuführung von Liquidi-
tät durch die Gesellschafterin angewiesen, die in Form von Cash-Pooling und einer fort-
gesetzten Verlustübernahme stattfinden soll.“ 

 
Frankfurt am Main, den 7. April 2017 
 
 

Baker Tilly Roelfs AG 

Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 

 

 

 

Christian Roos   Katja Hahn 

- Wirtschaftsprüfer -   - Wirtschaftsprüferin - 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Rhein-Main-Hallen GmbH, Wiesbaden; 
Jahresabschluss und Bericht zur Lage der Gesellschaft zum 31. Dezember 2016 



Anlage 1
Rhein-Main-Hallen GmbH, Wiesbaden 
Bilanz zum 31. Dezember 2016

Aktiva 31.12.2016 31.12.2015 Passiva 31.12.2016 31.12.2015
EUR EUR EUR EUR EUR EUR

A. Anlagevermögen A. Eigenkapital

I. Immaterielle Vermögensgegenstände I. Gezeichnetes Kapital 163.613,40 163.613,40

Entgeltlich erworbene Konzessionen, gewerbliche Schutzrechte und II. Kapitalrücklage 1.373.526,47 1.373.526,47
ähnliche Rechte und Werte sowie Lizenzen an solchen Rechten und Werten 4.700,00 4.700,00

1.537.139,87 1.537.139,87

II. Sachanlagen
B. Rückstellungen

1. Technische Anlagen und Maschinen 3,00 3,00
2. Betriebs- und Geschäftsausstattung 55.411,65 50.353,29 1. Rückstellungen für Pensionen und ähnliche Verpflichtungen 315.611,64 334.400,17

2. Sonstige Rückstellungen 269.725,80 274.440,14
55.414,65 50.356,29

585.337,44 608.840,31

60.114,65 55.056,29
C. Verbindlichkeiten

B. Umlaufvermögen
1. Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 194.797,23 114.952,99

I. Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände 2. Verbindlichkeiten gegenüber verbundenen Unternehmen 406.274,46 2.486.389,87
davon gegenüber Gesellschafter TEUR 395 (Vj. TEUR 2.484)

1. Forderungen aus Lieferungen und Leistungen 138.967,13 113.029,16 3. Sonstige Verbindlichkeiten 1.600,33 22.044,03
2. Forderungen gegen verbundene Unternehmen 2.520.363,23 4.578.309,77 602.672,02 2.623.386,89

davon gegen Gesellschafter TEUR 2.465 (Vj. TEUR  4.535)
3. Sonstige Vermögensgegenstände 19.669,97 5.730,88

D. Rechnungsabgrenzungsposten 28.166,65 54.166,45
2.679.000,33 4.697.069,81

C. Rechnungsabgrenzungsposten 14.201,00 71.407,42

2.753.315,98 4.823.533,52 2.753.315,98 4.823.533,52



Anlage 2
Rhein-Main-Hallen GmbH, Wiesbaden
Gewinn- und Verlustrechnung für das Geschäftsjahr 2016

2016 2016 2015
EUR EUR EUR

1. Umsatzerlöse 1.694.151,07 1.013.938,58

2. Sonstige betriebliche Erträge 50.059,65 721.620,42

1.744.210,72 1.735.559,00
3. Materialaufwand

a) Aufwendungen für bezogene Leistungen 1.100.778,13 962.914,78

4. Personalaufwand
a) Löhne und Gehälter 1.220.563,54 1.095.929,97
b) Soziale Abgaben und Aufwendungen für 

Altersversorgung und für Unterstützung 324.048,30 281.848,33
davon für Altersversorgung TEUR 87 (Vj. TEUR 88)       

1.544.611,84 1.377.778,30
5. Abschreibungen

a) auf immaterielle Vermögensgegenstände 
des Anlagevermögens und Sachanlagen 11.737,48 9.180,87

6. Sonstige betriebliche Aufwendungen 1.371.413,28 1.437.631,51

4.028.540,73 3.787.505,46

7. Sonstige Zinsen und ähnliche Erträge 221,78 588,75
davon aus verbundenen Unternehmen TEUR 0 (Vj. TEUR 1)

8. Zinsen und ähnliche Aufwendungen 17.501,73 21.527,73
davon an verbundene Unternehmen TEUR 4 (Vj. TEUR 6)
davon Aufwendungen aus der Abzinsung TEUR 13 (Vj. TEUR 17)

9. Finanzergebnis -17.279,95 -20.938,98

10. Ergebnis nach Steuern -2.301.609,96 -2.072.885,44

11. Sonstige Steuern 944,00 1.401,45

12. Ertrag aus Verlustübernahme 2.302.553,96 2.074.286,89

13. Jahresüberschuss 0,00 0,00
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Rhein-Main-Hallen GmbH, Wiesbaden 
 
Anhang für das Geschäftsjahr 2016 
 
 
A. Allgemeine Angaben zum Jahresabschluss 
 
Die Rhein-Main-Hallen GmbH hat ihren Sitz in Wiesbaden ist eingetragen in das 
Handelsregister beim Amtsgericht Wiesbaden (HRB 2314).  
 
Der Jahresabschluss wurde auf der Grundlage der Bilanzierungs- und Bewertungs-
vorschriften des Handelsgesetzbuchs (HGB) in der Fassung des Bilanzrichtlinie-
Umsetzungsgesetz (BilRUG) aufgestellt. Ergänzend wurden die Vorschriften des GmbH-
Gesetzes (GmbHG) beachtet. 
 
Die Gesellschaft erfüllt die Merkmale einer kleinen Kapitalgesellschaft gem. § 267 Abs. 3, 
Satz 2 HGB. Der Jahresabschluss zum 31. Dezember 2016 wurde entsprechend der 
Vorgaben im Gesellschaftsvertrag nach den Regeln für große Kapitalgesellschaften gem. 
§§ 264 ff. HGB aufgestellt. 
 
 
B. Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden 
 
Der Jahresabschluss wurde unter der Annahme der Unternehmensfortführung aufgestellt. 
Die Finanzlage der Gesellschaft macht auch weiterhin eine Zuführung von Liquidität 
erforderlich. Die Geschäftsführung geht unverändert von der Fortführung des vereinbarten 
Cash Pools sowie von der andauernden Verlustübernahme der Gesellschafterin im Rahmen 
des Betrauungsaktes aus. 
 
Die immateriellen Vermögensgegenstände des Anlagevermögens werden zu 
Anschaffungskosten, vermindert um lineare Abschreibungen (bei einer betriebsgewöhnlichen 
Nutzungsdauer von drei Jahren), bewertet. 
 
Die Sachanlagen werden zu Anschaffungskosten, vermindert um lineare Abschreibungen 
(bei einer betriebsgewöhnlichen Nutzungsdauer zwischen drei und zehn Jahren), bewertet. 
Geringwertige Anlagegüter mit einem Wert zwischen € 150,01 und € 410,00 werden im Jahr 
der Anschaffung zu 100 % abgeschrieben.  
 
Die Bewertung der Hilfs- und Betriebsstoffe sowie der Waren erfolgte zu Anschaffungs- oder 
Herstellungskosten, gegebenenfalls zum niedrigeren beizulegenden Stichtagswert. 
 
Der Ansatz der Forderungen und der sonstigen Vermögensgegenstände entspricht 
grundsätzlich dem Nennwert. Erkennbare Wertminderungen der Forderungen aus 
Lieferungen und Leistungen werden durch fallbezogene Abschläge berücksichtigt. Dem 
allgemeinen Ausfall- und Kreditrisiko wird durch eine Pauschalwertberichtigung in Höhe von 
3 % der nicht einzelwertberichtigten Netto-Forderungen ausreichend Rechnung getragen. 
 
Bargeld und Bankguthaben werden mit dem Nominalbetrag bilanziert. 
 
Die Berechnung der Pensionsrückstellungen erfolgte nach dem Rentenbarwertverfahren auf 
der Basis der Richttafeln von Dr. Heubeck 2005 G (Rechnungszinsfuß 4,01 % bei 10-Jahres-
Durchschnitt, Rentenanpassung 1,5 % p.a.).  
 
Die sonstigen Rückstellungen berücksichtigen alle bis zur Bilanzaufstellung bekannt 
gewordenen ungewissen Verbindlichkeiten, die das abgelaufene Geschäftsjahr betreffen. Sie 
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sind nach dem bei vernünftiger kaufmännischer Beurteilung notwendigen Erfüllungsbetrag 
bemessen. 
 
Die Verbindlichkeiten werden mit ihrem Erfüllungsbetrag angesetzt. 
 
 
C. Bilanz 
 
AKTIVA 
 
Anlagevermögen 
 
Die Entwicklung der einzelnen Posten des Anlagevermögens im Geschäftsjahr ist im 
beigefügten Anlagespiegel (Anlage zum Anhang) dargestellt. 
 
 
Forderungen 
 
Unter den Forderungen gegen verbundene Unternehmen ist die Forderung gegenüber der 
Gesellschafterin TriWiCon Eigenbetrieb der Landeshauptstadt Wiesbaden in Höhe von 
T€ 2.465 enthalten. Darin enthalten ist der Verlustausgleich für 2016 von T€ 2.303. 
 
Forderungen mit einer Restlaufzeit von mehr als einem Jahr bestanden am Bilanzstichtag, 
wie auch im Vorjahr, nicht. 
 
Sonstige Vermögensgegenstände 
 
Die sonstigen Vermögensgegenstände in Höhe von T€ 20 haben wie im Vorjahr alle eine 
Restlaufzeit bis zu einem Jahr. Sie beinhaltet im Wesentlichen eine Forderung gegenüber 
Personal über T€ 19.  
 
Die aktiven Rechnungsabgrenzungsposten in Höhe von T€ 14,2 enthalten im Wesentlichen 
eine Honorarzahlung für die externe Messe KreativAll 2016 (T€ 8) sowie eine Sponsor 
Zahlung (T€ 3). 
  
 
PASSIVA 
 
Eigenkapital 
 
Das gezeichnete Kapital in Höhe von € 163.613,40 (Vorjahr: € 163.613,40) ist voll eingezahlt. 
 
Die Höhe der Kapitalrücklagen beträgt zum 31. Dezember 2016 € 1.373.526,47 (Vorjahr: € 
1.373.526,47). 
 
Rückstellungen 
 
Die Rückstellungen betreffen:       2016       2015 
 
1. Rückstellungen für Pensionen und                           315.611,64 €                 334.400,17 € 
 ähnliche Verpflichtungen   
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Der nach § 253 Abs. 6 Satz 1 HGB in 2016 erstmals zu ermittelnde Unterschiedsbetrag aus 
der Verzinsung stellt sich wie folgt dar: 
 

Verpflichtung bei Verzinsung mit durchschnittlichem 
Marktzins der letzten sieben Jahre (3,24 %)  330 T€ 
Verpflichtung bei Verzinsung mit durchschnittlichem 
Marktzins der letzten zehn Jahre (4,01 %) 316 T€ 

Unterschiedsbetrag  14 T€ 
                                             
Der Wertansatz der Pensionsrückstellungen ist nach Neuberechnung zum 1. Januar 2010 
um € 52.273 höher als der zum 31. Dezember 2009 ausgewiesene Betrag. Die 1/15-
Regelung nach Art. 67 Abs. 1 Satz 1 EGHGB wurde angewendet. Der verbleibende 
Unterschiedsbetrag beträgt zum 31. Dezember 2016 € 27.878,96. Die Rückstellungen für 
Rechts- und Prozesskosten resultieren aus den Rechtsstreitigkeiten mit dem früheren 
Geschäftsführer der Rhein Main Hallen GmbH. 
 
 
2. Sonstige Rückstellungen 
 
Rückstellung Rechts- u. Prozesskosten                        196.508,95 €  196.508,95 € 
Übrige Rückstellungen                                                      45.861,86 €    49.217,33 € 
Rückstellung für Abschluss- und                                        5.670,00 € 
Prüfungskosten 

   16.400,00 € 

Urlaubsrückstellung                                                           14.441,11 €             10.066,08 € 
Überstundenrückstellung                                                     7.243,88 €                                                                                                                   2.247,78 € 

Sonstige Rückstellungen gesamt                                    269.725,80 €                274.440,14 € 
 
 
Verbindlichkeiten 
 
Unter der Position Verbindlichkeiten gegenüber verbundenen Unternehmen sind 
Verbindlichkeiten aus Cashpooling gegenüber der TriWiCon in Höhe von T€ 260 (Vorjahr: T€ 
2.374) ausgewiesen. 
 
Die sonstigen Verbindlichkeiten betreffen Verbindlichkeiten aus kreditorischen Debitoren. 
Verbindlichkeiten aus Steuern und Verpflichtungen im Rahmen der sozialen Sicherheit 
sind nicht enthalten. 
 
Sämtliche Verbindlichkeiten haben wie im Vorjahr eine Restlaufzeit bis zu einem Jahr und 
sind unbesichert. 
 
 
Passive Rechnungsabgrenzungsposten 
 
Der passive Rechnungsabgrenzungsposten enthält einen Mietzuschuss in Höhe von T€ 28 
der bis zum Ende der Mietzeit (31. Januar 2018) in monatlich gleichen Beträgen aufgelöst 
wird. 
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D. Erläuterungen zur Gewinn- und Verlustrechnung 
 
Die Umsatzerlöse in Höhe von insgesamt T€ 1.694 (Vorjahr: T€ 1.014) enthalten die 
Umsätze aus den selbst organisierten Messen und Kongressen. Im Wesentlichen handelt es 
sich um folgende Erlöse:  
 

 
2016 2015 

   Standmieten und Nebenleistungen 567 T€ 285 T€ 
Personalgestellung und Personalkostenumlage 420 T€ 0 T€ 
Umsatzerlöse aus Veranstaltungen 399 T€ 465 T€ 
Umsatzerlöse aus Vermietung 138 T€ 179 T€ 
Erlöse Messebau 99 T€ 52 T€ 
Erlöse Strom, Gas, Wasser 9 T€ 15 T€ 
Dienstleistung Reinigung 0 T€ 7 T€ 
Übrige Umsatzerlöse 0 T€ 11 T€ 
Sonstige Umsatzerlöse 62 T€ 0 T€ 

   Gesamt 1.694 T€ 1.014 T€ 
 

493) beinhalten im Wesentlichen: 
Gemäß BilRUG werden die Erstattungen für Personalgestellung und die Personalkosten-
umlage (T€ 420) sowie Erträge aus sonstigen Weiterbelastungen (T€ 62) ab dem Jahr 2016 
den Umsatzerlösen zugeordnet. Durch den Ausweis im Vorjahr in den sonstigen 
betrieblichen Erträgen (T€ 363) ist die Vergleichbarkeit nur eingeschränkt gegeben. 
 
 
Die sonstigen betrieblichen Erträge von T€ 50 beinhalten im Wesentlichen folgende Posten: 
 
Auflösung Mietzuschuss        T€ 26 
Außerordentliche Erträge       T€ 12 
 
Die außerordentlichen Erträge in Höhe von T€ 12 (Vorjahr T€ 229) betreffen Erstattungen 
aus dem Rechtsstreit mit dem ehemaligen Geschäftsführer der Rhein-Main-Hallen GmbH. 
 
 
Die betrieblichen Aufwendungen von insgesamt T€ 4.029 (Vorjahr: T€ 3.788) setzen sich wie 
folgt zusammen:  
 2016 2015 

 
Aufwendungen für bezogene Leistungen                                           1.101 T€  963 T€ 
Personalaufwand                                                                                  1.545 T€  1.378 T€ 
Abschreibungen 12 T€ 9T€ 
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Sonstige betriebliche Aufwendungen: 
 2016 2015 
Werbung und Repräsentation 769 T€ 587 T€  
Mieten und Pachten 143 T€ 131 T€  
Mieten BGA 89 T€ 48 T€  
Rechts-, Beratungs- und Prüfungskosten 89 T€ 317 T€  
Personalkostenumlage 61 T€ 195 T€  
Sonstige mittelbare Personalaufwendungen 58 T€ 35 T€  
Beiträge und Gebühren 23 T€ 23 T€  
Fahrzeugkosten 22 T€ 20 T€  
Aufwendungen für Kommunikation, Bürobedarf 19 T€ 18 T€  
Reinigung 14 T€ 13 T€  
Wertberichtigungen Forderungen 11 T€ 14 T€  
Versicherungen 6 T€ 4 T€  
Energie- und Entsorgungsaufwendungen 6 T€ 6 T€  
Sonstige bezogene Leistungen 5 T€ 6 T€  
Außerordentliche Aufwendungen 3 T€ 3 T€  
Instandhaltung 1 T€ 0 T€  
Übrige betriebliche Aufwendungen 52 T€ 18 T€  
 1.371 T€ 1.438 T€ 
 
Gesamt        4.029 T€     3.788 T€ 
 
Durch BilRUG sind in 2016 die a.o. Aufwendungen den sonstigen betrieblichen Aufwen-
dungen zugeordnet worden. 
 
Die Zinsen und ähnliche Aufwendungen betragen T€ 18 (Vorjahr: T€ 22) 
 
Die außerordentlichen Aufwendungen in Höhe von T€ 3 (Vorjahr T€ 3) resultieren wie im 
Vorjahr vollständig aus der Aufwertung der langfristigen Rückstellungen zum 01. Januar 
2010 infolge der erstmaligen Anwendung des BilMoG. 
 
 
E. Sonstige Angaben 
 
Auf der Grundlage des Beschlusses der Stadtverordnetenversammlung Nr. 0549 vom 
16.11.2006, den Beschlüssen des Magistrats vom 17.10.2006 (Nr. 0888) und des 
Ausschusses für Finanzen, Wirtschaft und Beschäftigung vom 01.11.2006 (Nr. 0312) wurde 
ein Umsetzungskonzept mit dem Ziel der Neuausrichtung der Messe- und 
Kongressaktivitäten der Landeshauptstadt Wiesbaden entwickelt. In diesem Zusammenhang 
wurde das unbewegliche Anlagevermögen der Rhein-Main-Hallen GmbH an die TriWiCon 
verkauft. Diese vermietet das Anlagevermögen an die Rhein-Main-Hallen GmbH. Zweck ist 
die:  
 

• Organisatorische Zusammenführung der Rhein-Main-Hallen mit dem Kurhaus. Darauf 
aufbauend wurde inzwischen von den verschiedenen Gremien die mittelfristig angelegte 
Zusammenführung der beiden Einrichtungen beschlossen.  

• Bündelung der Messe- und Kongressaktivitäten und mit einer einheitlichen 
Unternehmensstrategie den Wettbewerbsmarkt den Standort Wiesbaden attraktiv durch 
die zukünftige Implementierung der Full-Service-Angebote gestalten.  
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Die Bündelung der Aktivitäten lässt eine Verbesserung der Kosten- und Ergebnissituation 
erwarten und sind Voraussetzungen für weitere Wachstumspotentiale.  
 
Die TriWiCon bildet das Dach für die Messe- und Kongressaktivitäten und kann auf Basis 
von Beschlüssen, Betriebssatzungen und Kooperations- und Dienstleistungsverträgen eine 
einheitliche Unternehmensstrategie festlegen und die Gesellschaften wie die Rhein-Main-
Hallen GmbH, die Kurhaus Wiesbaden GmbH und die Wiesbaden Marketing GmbH nach 
den Grundsätzen steuern. Die TriWiCon nimmt die Eigentümerfunktion für den Neubau des 
RheinMain CongressCenter wahr. Die Anmietung der Bauten ist für den Betriebszweck 
zwingend notwendig.  
 
 
Sonstige finanzielle Verpflichtungen 
 
Zukünftig bestehen Verpflichtungen aus Leasingverträgen für KFZ und Büroausstattungen in 
Höhe von T€ 262. 
 
 
Aufsichtsrat Beruf 
 
bis 13. Dezember 2016 
 
Magistratsmitglieder: 
 
Herr Stadtrat Detlev Bendel (Vorsitzender) Stadtrat 
 
Stadtverordnete: 
 
Dr. Vera Gretz-Roth (stellvertretende Vorsitzende) Dipl.-Volkswirtin 
Bernhard Lorenz Jurist 
Joachim Hasemann-Trutzel Jurist 
Helmut von Scheidt Oberstudiendirektor a.D. 
Hans-Peter Schickel  Verw.-Oberstudienrat a.D.  
Christiane Hinninger Stadträtin a.D. 
 
 
ab 14. Dezember 2016 
 
Magistratsmitglieder: 
 
Detlev Bendel (Vorsitzender) Stadtrat 
Helmut Nehrbaß Stadtrat 
Axel Imholz Stadtkämmerer 
 
Stadtverordnete: 
Hendrik Schmehl Angestellter 
Anita Hebenstreit Dipl.-Verwaltungswirtin 
Bernhard Lorenz Jurist 
Dr. Bernd Wittkowski Jurist 
Dorothea Angor PR-Beraterin  
Norman Gabler selbstständiger Unternehmer  
Mechthilde Coigné Industriekauffrau 
Stefanie Stüber Angestellte 
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Geschäftsführung 
 
Markus W. Ebel-Waldmann, Geisenheim, Geschäftsführer Operation (bis 10. März 2017) 
Rainer Schäfer, Hünstetten-Bechtheim, Geschäftsführer Finanzen (bis 31. März 2017) 
Martin Michel, Eltville am Rhein, Geschäftsführer (seit 1. April 2017) 
 
 
Bezüge des Aufsichtsrates und der Geschäftsführung 
 
Der Aufsichtsrat ist nicht mehr ehrenamtlich tätig und bezog im Geschäftsjahr Vergütungen in 
Höhe von € 995,95. 
 
Die Geschäftsführerbezüge von der Rhein Main Hallen GmbH betrugen € 336.563,57 
(Vorjahr: € 329.133,01). Damit ist die Kurhaus-Geschäftsführer-Vergütung mit abgegolten. 
 
Für die Witwe eines ehemaligen Geschäftsführers wurden Pensionsrückstellungen in Höhe 
von insgesamt € 315.611,64 (Vorjahr: € 334.400,17) gebildet. Im Jahr 2016 wurden 
Pensionszahlungen von € 48.872,40 (Vorjahr: € 48.887,52) geleistet. 
 
 
Abschlussprüferhonorar 

Im Jahresabschluss sind Aufwendungen für Abschlussprüfer-Honorare für die Durchführung 
der Abschlussprüfung in Höhe von T€ 6 enthalten. 

 
Arbeitnehmer 
 
Unter Zugrundelegung der Berechnungsmethode nach § 267 Abs. 5 HGB wurden im 
Berichtszeitraum durchschnittlich beschäftigt: 
 
 2016 2015 
 
Angestellte  22   22 
 
 
 
Mitgliedschaft in der ZVK Wiesbaden 

Die Beschäftigten der Rhein-Main Hallen GmbH werden unter der Mitgliedsnummer der 
Landeshauptstadt Wiesbaden (015716) in der ZVK Wiesbaden pflichtversichert.  

Die ZVK Wiesbaden hat die Aufgabe, den Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern ihrer 
Mitglieder eine zusätzliche Alters-, Erwerbsunfähigkeits- und Hinterbliebenenversorgung zu 
gewähren. Die Rechtsgrundlage hierfür bildet die Satzung der Zusatzversorgungskasse für 
die Gemeinden und Gemeindeverbände in Wiesbaden vom 25.06.2002 (St. Anz. für das 
Land Hessen, Seite 3986; St. Anz. für das Land Rheinland-Pfalz, Seite 2469 ff.), in der 
aktuellen Fassung, die auf dem Tarifvertrag über die zusätzliche Altersvorsorge der 
Beschäftigten des öffentlichen Dienstes vom 01. März 2002 – Altersvorsorge-TV-Kommunal – 
(ATV-K), ebenfalls in der aktuellen Fassung, beruht.  

Zur Finanzierung der Zusatzversorgung haben die Mitglieder Umlagen zu entrichten. Die 
Umlage beträgt bis zum 30.06.2016 6,2 % und ab dem 01.07.2016 6,6 % der zusatz-
versorgungspflichtigen Entgelte der Beschäftigten (die Eigenbeteiligung der Arbeitnehmer 
hierin beträgt bis zum 30.06.2016 0,5 % und ab dem 01.07.2016 0,7 %). Umlageschuldner ist 
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der Arbeitgeber, der die Umlagen auch abzuführen hat. Seit dem 01.01.2003 haben die 
Mitglieder neben der Umlage zusätzlich einen steuer- und sozialversicherungsfreien 
Zuschuss - sog. Sanierungsgeld – in Höhe von 2,3 % aus dem zusatzversorgungspflichtigen 
Entgelt der Beschäftigten zu entrichten, der im Tarifbereich des öffentlichen Dienstes allein 
vom Arbeitgeber zu tragen ist. 

 
Nachtragsbericht 
 
Nach dem Ende des Geschäftsjahres sind keine Vorgänge von besonderer Bedeutung 
eingetreten, die eine nennenswerte Auswirkung auf die Ertrags-, Finanz- oder 
Vermögenslage gehabt hätten. 
 
 
Ergebnisverwendung 
 
Gemäß Beschluss der Stadtverordnetenversammlung vom 16. Februar 2017, übernimmt die 
TriWiCon den Jahresverlust der Rhein-Main-Hallen GmbH in Höhe von € 2.302.553,96. 
 
 
 
Wiesbaden, den 7. April 2017 
 
 
 
 
Martin Michel 
Geschäftsführer  



  Anlage zum Anhang
Rhein-Main-Hallen GmbH, Wiesbaden
Entwicklung des Anlagevermögens 2016

Anschaffungs- und Herstellungskosten Kumulierte Abschreibungen       Buchwerte
01.01.2016 Zugänge Abgänge 31.12.2016 01.01.2016 Zugänge Abgänge 31.12.2016 31.12.2016 31.12.2015

EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR EUR

I. Immaterielle Vermögensgegenstände

Entgeltlich erworbene Konzessionen, gewerbliche
Schutzrechte und ähnliche Rechte und Werte sowie
Lizenzen an solchen Rechten und Werten 145.518,43 0,00 0,00 145.518,43 140.818,43 0,00 0,00 140.818,43 4.700,00 4.700,00

II. Sachanlagen

1. Technische Anlagen und Maschinen 41.475,53 0,00 0,00 41.475,53 41.472,53 0,00 0,00 41.472,53 3,00 3,00
2. Betriebs- und Geschäftsausstattung 675.358,60 16.795,84 0,00 692.154,44 625.005,31 11.737,48 0,00 636.742,79 55.411,65 50.353,29

716.834,13 16.795,84 0,00 733.629,97 666.477,84 11.737,48 0,00 678.215,32 55.414,65 50.356,29

862.352,56 16.795,84 0,00 879.148,40 807.296,27 11.737,48 0,00 819.033,75 60.114,65 55.056,29
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Rhein-Main-Hallen GmbH  
 
Lagebericht für das Geschäftsjahr 2016 
 
 
 
Geschäfts- und Rahmenbedingungen 
 
Zur Stärkung der Wettbewerbsvorteile und für eine nachhaltige Profilierung der Stadt 
Wiesbaden als führende Destination für Messen und Kongresse wurde eine 
Bündelung von Aktivitäten der Stadt Wiesbaden in dem Eigenbetrieb Kurbetriebe 
vorgenommen, der ab dem 1. Januar 2009 unter dem Namen „TriWiCon“ firmiert. In 
diesem Eigenbetrieb werden Rhein-Main-Hallen Wiesbaden GmbH, Kurhaus 
Wiesbaden GmbH und Wiesbaden Marketing GmbH zusammengefasst. Das 
Fundament der Holding bilden drei Pfeiler: Geschärftes Profil, noch engere 
Vernetzung und eine professionelle Vermarktung.  
 
Mit der neuen Struktur haben „Wiesbaden“ und die Marke „Rhein-Main-Hallen“ ihre 
Wettbewerbssituation im hart umkämpften Markt entscheidend verbessert und eine 
gute Grundlage für die Vermarktung des neuen RheinMain CongressCenter 
geschaffen. 
 
Das Jahr 2016 ist geprägt vom Bau des neuen Kongresszentrums. Daneben fanden 
sechs Veranstaltungen an externen Locations statt. 
 
Der Name des neuen Veranstaltungshauses wurde festgelegt auf RheinMain 
CongressCenter. 
 
Der Fokus der Aktivitäten liegt in der Akquise von Veranstaltungen für das 
RheinMain CongressCenter. 
 
 
 
Ertragslage  

Das Wirtschaftsjahr 2016 schließt mit einem Verlust vor Übernahme i. H. v.           
T€ - 2.303 (Vorjahr T€ - 2.074) ab. Der prognostizierte Verlust konnte um T€ 560 
unterschritten werden. Die Ursache findet sich in höheren Erträgen bei gleichzeitig 
niedrigeren Aufwendungen. Das Ergebnis nach Steuern hat sich von minus T€ 2.073 
im Vorjahr um T€ 229 auf minus T€ 2.302 verschlechtert.   
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(Werte in T€) 2016 2015 

Umsatzerlöse 1.694 1.014 
Sonstige betriebliche Erträge 50 722 
Betriebliche Aufwendungen -4.029 -3.788 
Betriebsergebnis -2.285 -2.052 
Finanzergebnis -17 -21 
Steuern -1 -1 
Jahresergebnis -2.303 -2.074 
Verlustausgleich TriWiCon 2.303 2.074 
Jahresüberschuss 0 0 

 
 
 
Umsatz 

 
Die Umsatzerlöse belaufen sich auf T€ 1.694 und liegen somit um T€ 605 über den 
Planzahlen für das Jahr 2016. Ursächlich hierfür ist im Wesentlichen die 
Neudefinition der Umsatzerlöse durch das BilRUG ab dem Jahr 2016. Die 
Umsatzerlöse setzen sich wie folgt zusammen: 
 
 

2016 2015 
T€ T€ 

Umsatzerlöse aus Veranstaltungsorganisation  1.104 935 
und Vermietung 
Personalgestellung und -kostenumlage  420  0 
Messebau und Technik 99  53 
Erlöse aus Mieten u. Pachten 9 14 
Sonstige Umsatzerlöse 62 12 
Gesamt 1.694 1.014 
 
 
Durch das BilRUG erfolgte in 2016 eine Neuzuordnung der Erlöse aus der 
Personalgestellung und der Personalkostenumlage (T€ 420) von den sonstigen 
betrieblichen Erträgen in die Position Umsatzerlöse. Die Position sonstige 
betriebliche Erträge wurde entsprechend geändert. An dieser Stelle verweisen wir 
auch auf die Ausführungen im Anhang (Anlage 3). 
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Personal  
 

durchschnittliche Mitarbeiterzahl  
     
 2016 2015   
Angestellte 22 22   
Aushilfen 1 0   
Auszubildende 0 0   
Geschäftsführer 2 2   
Gesamt 25 24   

 
Die aufgewendeten Personalkosten für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
der Rhein-Main-Hallen GmbH, inklusive der gestellten Personen, setzen sich 
wie folgt zusammen: 

 
 2016 2015 
       T€       T€ 
Gehälter (einschließlich Aushilfen)  1.166 1.051 
Soziale Abgaben  235 194 
Altersversorgung  73 61 
Sonstiges  4 3 
Rückstellungen und Beihilfen __67     69 
 1.545 1.378 
 

 
  2012 2013 2014 2015 2016 

            
in €           
RMH eigenes Personal 1.304.354 1.282.118 1.294.363 1.377.778 1.544.612 
            
Peko Marketing       9.015 19.813 
GF Vergütung von KH       22.000 32.000 
abzgl. Gestellung an Museum 0 0 23.596 47.748 49.047 
Abzgl. Gestellung HSK Service/Alphacon 78.929 81.303 35.727 0 0 
abzgl. Gestellung an WiMa 66.798 69.262 81.516 73.401 75.945 
abzgl. Gestellung an KH 0 0 57.514 93.934 104.616 
abzgl. Gestellung an KH 0 0 0 12.500 30.000 
abzgl. Gestellung an TriWiCon 0 0 0 103.925 108.688 
abzgl. Von RMH gestelltes Personal 145.727 150.565 198.353 362.523 420.109 
            
abzgl. Peko Frau Stenger  46.216 48.124 48.849 48.888 48.872 
Pensionszahlungen           
            

RMH Gesamt 1.112.411 1.083.429 1.047.161 966.367 1.075.631 
 
Nachrichtlich: Es wurden aus der Auflösung von Rückstellungen T€ 49 finanziert. 
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Finanzlage 
 
Der Cash-Flow aus laufender Geschäftstätigkeit ist im Berichtsjahr mit T€ - 2.298 
negativ. Im Vorjahr wurde ebenfalls ein negativer Cash-Flow aus laufender 
Geschäftstätigkeit in Höhe von T€ 2.260 erwirtschaftet. Dieser negative Cash-Flow 
ergibt sich insbesondere aus dem Ausbleiben von Umsatzerlösen und der deutlichen 
Reduzierung von Umsatzeinzahlungen. 
 
Der Cash-Flow aus Investitionstätigkeit beträgt im Berichtsjahr T€ -17. Investitionen 
wurden auf das Nötigste reduziert. 
 
Zum 31.12.16 weist die Gesellschaft liquide Mittel in Höhe von € 0 aus. Das 
entspricht dem Stand des Vorjahres. 
 
Die Zahlungsfähigkeit wird durch die Einbindung der Rhein-Main-Hallen GmbH in 
das Cashpooling der TriWiCon (seit 2011) jederzeit gewährleistet. Die Gesellschaft 
war im Berichtsjahr jederzeit in der Lage, ihren Zahlungsverpflichtungen 
nachzukommen. 
 
 
 
Vermögenslage 
 
Die Bilanzsumme des Jahres 2016 beträgt T€ 2.753 und hat sich um rd. T€ 2.070 
vermindert. 
 
Das Anlagevermögen zum Ende des Jahres 2016 betrug rd. T€ 60 (Vorjahr T€ 55) 
und stellt im Verhältnis zur Bilanzsumme 2,2 % (Vorjahr 1,1 %) dar. 
 
Die Forderungen gegen verbundene Unternehmen beinhalten im Wesentlichen die 
Verlustübernahme in Höhe von T€ 2.303 durch die Gesellschafterin.  
 
Die sonstigen Vermögensgegenständen betrugen im Berichtsjahr T€ 20 (Vorjahr 
T€ 6). Die Erhöhung ergibt sich im Wesentlichen aus einer Forderung gegenüber 
Personal.  
 
Das Eigenkapital betrug zum 31.12.2016 rd. T€ 1.537 und hat sich verglichen mit 
dem Vorjahr nicht verändert. Der Anteil des Eigenkapitals am Gesamtkapital betrug 
zum 31.12.2016 56 % (Vorjahr 32 %). Die Erhöhung der Eigenkapitalquote ist auf die 
Verminderung der Bilanzsumme zurückzuführen. 
 
Nach wie vor verfügt die Gesellschaft seit Gründung in den 50er Jahren über ein 
unverändertes Stammkapital in Höhe von € 163.613,40. 
 
Die Rückstellungen belaufen sich auf T€ 585 (Vorjahr T€ 609). Sie wurden im 
Wesentlichen gebildet für Rechtsstreite mit dem früheren Geschäftsführer der Rhein–
Main-Hallen GmbH T€ 197, für Pensionsrückstellungen T€ 316, für nicht 
genommenen Urlaub T€ 14, für nicht ausbezahlte Überstunden T€ 7 sowie für 
Tantiemen T€ 32.  
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Die Verbindlichkeiten betrugen im Berichtsjahr T€ 603 (Vorjahr T€ 2.623). Die 
Reduzierung ergibt sich im Wesentlichen aus dem Cashpooling mit der TriWiCon.  
 
 
 
Chancen- und Risikobericht 
 
Die Bauarbeiten für das neue RheinMain CongressCenter liegen sowohl im Kosten-, 
als auch im Zeitplan.  
 
Für die Gesellschaft besteht grundsätzlich das Vermarktungsrisiko in Form der nicht 
ausreichenden Vermietung der Hallen. Diesem Risiko wird durch Akquise- und 
Marketingtätigkeiten, die bereits jetzt durchgeführt werden, begegnet. 
 
Für die Annahme einer Unternehmensfortführung macht die Finanzlage der 
Gesellschaft auch weiterhin eine Zuführung von Liquidität erforderlich. Im 
Wirtschaftsplan der TriWiCon ist die Übernahme des erwarteten Verlustes 
vorgesehen. Die Geschäftsleitung geht von einer unveränderten Fortführung des 
Cashpools und der Verlustübernahme durch die Gesellschafterin im Rahmen des 
Betrauungsaktes aus. Die aktuelle Planung des Geschäftsjahres 2017 erwartet einen 
Verlust von TEUR 3.501 bei einer erwarteten Inanspruchnahme des Cashpools in 
nahezu gleicher Höhe.  
 
Als wesentliche Chance sieht die Gesellschaft die Möglichkeit die neu errichteten 
Hallen aufgrund modernster Ausstattungen und modernster Bauweise optimal 
vermarkten und für eine hohe Auslastung sorgen zu können. 
 
 
 
Prognosebericht 
 
Die Planzahlen für das Jahr 2017: 

Umsatz  1.220 
Jahresergebnis vor Verlustübernahme - 3.051 

 
Das Jahresergebnis vor Verlustübernahme 2017 und die Folgejahre wird bedingt 
durch den Hallenrückbau/-Neubau und daraus resultierenden Schließung der Rhein-
Main-Hallen im Sommer 2014 weiterhin negativ bleiben. 
 
 
 
Wiesbaden, den 7. April 2017 
 
 
 
Martin Michel     
Geschäftsführer  
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Rhein-Main-Hallen GmbH 
Wiesbaden 

 
 

Wirtschaftliche und rechtliche Grundlagen 
 
 
 

Wirtschaftliche Grundlagen 

Die Gesellschaft ist als Tochtergesellschaft der TriWiCon Eigenbetrieb der Landeshauptstadt 
Wiesbaden für die Nutzung und die Verwaltung des RheinMain CongressCenter in Wiesbaden 
zuständig. 

Die Gesellschaft wurde mit Gesellschaftsvertrag vom 3. Juni 2009 von Rhein-Main-Hallen 
Wiesbaden Betriebsgesellschaft mit beschränkter Haftung in Rhein-Main-Hallen GmbH umfir-
miert. Die Eintragung im Handelsregister erfolgte am 9. Juni 2009. Als Schwestergesellschaften 
existieren neben der Rhein-Main-Hallen GmbH die Kurhaus Wiesbaden GmbH und die  
Wiesbaden Marketing GmbH. 

 
 

Rechtliche Grundlagen 
 
Gesellschaftsvertrag 

Gültige Fassung Gesellschaftsvertrag vom 3. Juni 2009, zuletzt geändert 
durch Beschluss vom 20. Oktober 2016  

Sitz Wiesbaden 

Gegenstand der Gesellschaft Nutzung und Verwaltung des RheinMain CongressCenter in  
Wiesbaden. 

Geschäftsjahr Kalenderjahr 

Stammkapital TEUR 164 

 Das Stammkapital ist in voller Höhe einbezahlt.  

Gesellschafter Name TEUR % 

 Landeshauptstadt Wiesbaden 164 100
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Handelsregister Die Gesellschaft ist in das Handelsregister des Amtsgerichts 
Wiesbaden HRB 2314 eingetragen. Der letzte uns vorlie-
gende Auszug datiert vom 31. März 2017. 

 
Organe 
Geschäftsführung Geschäftsführer im Geschäftsjahr waren: 

 Markus Ebel-Waldmann, Geisenheim (bis 10. März 2017) 

 Rainer Schäfer, Hünstetten-Bechtheim (bis 31. März 2017) 

 Martin Michel, Eltville am Rhein (seit 1. April 2017) 

Gemäß § 7 des Gesellschaftervertrages besteht die Ge-
schäftsführung aus einem oder mehreren Geschäftsführern. 

Die Gesellschafterversammlung kann allen oder einzelnen 
Geschäftsführern Einzelvertretungsbefugnis erteilen. Im Üb-
rigen wird die Gesellschaft durch zwei Geschäftsführer ge-
meinschaftlich oder - falls Prokuristen bestellt sind - durch 
einen Geschäftsführer in Gemeinschaft mit einem Prokuris-
ten vertreten.  

 

Aufsichtsrat Mitglieder des Aufsichtsrats im Geschäftsjahr waren: 

 Magistratsmitglieder: 

 Herr Stadtrat Detlev Bendel (Vorsitzender)  

 Herr Stadtrat Helmut Nehrbaß (ab 14. Dezember 2016) 

 Herr Axel Imholz (ab 14. Dezember 2016) 

  

 Stadtverordnete: 

 Herr Bernhard Lorenz  

 Frau Dr. Vera Gretz-Roth (bis 13. Dezember 2016) 

 Herr Joachim Hasemann-Trutzel (bis 13. Dezember 2016) 

 Herr Helmut von Scheidt (bis 13. Dezember 2016) 

 Frau Christiane Hinninger (bis 13. Dezember 2016) 

 Herr Hans-Peter Schickel (bis 13. Dezember 2016) 

 Herr Hendrik Schmehl (ab 14. Dezember 2016) 

 Frau Anita Hebenstreit (ab 14. Dezember 2016) 

 Herr Dr. Bernd Wittkowski (ab 14. Dezember 2016)   

 Frau Dorothea Angor (ab 14. Dezember 2016)  

 Herr Norman Gabler (ab 14. Dezember 2016)  
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 Frau Stefanie Stüber (ab 14. Dezember 2016)   

 Frau Mechthilde Coigné (ab 14. Dezember 2016) 

  

 Im Geschäftsjahr 2016 fand eine Aufsichtsratssitzung statt; 
am 20. Dezember 2016. 

 

Gesellschafterversammlung Ordentliche 

In der Gesellschafterversammlung für das Geschäftsjahr 
2015 am 9. Juli 2016 in Wiesbaden wurden folgende Be-
schlüsse gefasst: 

1. Der Jahresabschluss und der Lagebericht zum  
31. Dezember 2015 werden zur Kenntnis genommen. 

2. Der Jahresabschluss zum 31. Dezember 2015 wird mit einer 
Bilanzsumme von EUR 4.823.533,52 sowie einem Jahreser-
gebnis von EUR 0,00 festgestellt. 

3. Es erfolgt eine Verlustübernahme von EUR 2.074.286,89 
durch die TriWiCon Eigenbetrieb der Landeshauptstadt 
Wiesbaden.  

4. Der Geschäftsführung und dem Aufsichtsrat werden für das 
Geschäftsjahr 2015 Entlastung erteilt. 

5. Mit der Prüfung des Jahresabschlusses und des Lagebe-
richts zum 31. Dezember 2016 sowie der Prüfung der Ord-
nungsmäßigkeit der Geschäftsführung der Rhein-Main-
Hallen GmbH wird die Baker Tilly Roelfs AG Wirtschaftsprü-
fungsgesellschaft beauftragt. 

 

 
Steuerliche Angaben 
Allgemeine Angaben zuständiges Finanzamt:  Wiesbaden  

Steuernummer:   43 242 30165 

 

Außenprüfung Die letzte steuerliche Außenprüfung wurde in den Jahren 
2015 und 2016 für die Veranlagungszeiträume 2010 bis 
2012 für Körperschaftsteuer, Gewerbesteuer und Umsatz-
steuer durchgeführt. 
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Wichtige Verträge    
Betrauungsakt Durch den Betrauungsakt vom 16. Januar 2012 übernahm 

die Rhein-Main-Hallen GmbH die unbefristete Vorhaltung ei-
nes multifunktional nutzbaren Hallen- und Saalangebots für 
die Veranstaltungen aus den Bereichen Messen, Ausstellun-
gen, Kongresse, Tagungen und Events, insbesondere mit 
der bis auf Widerruf unbefristeten Erbringung im Einzelnen 
definierter Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftli-
chem Interesse.  
 
Als Ausgleich der im Zusammenhang mit der Leistungser-
bringung entstehenden Kosten konnte die Stadt Wiesbaden 
der Rhein-Main-Hallen GmbH Ausgleichszahlungen zuwen-
den, deren Höhe sich aus den Quartalsberichten der Gesell-
schaft ergeben. Die Ausgleichszahlungen gingen nicht über 
das hinaus, was erforderlich ist, um die durch die Vorhaltung 
obiger Leistungen verursachten Kosten unter Berücksichti-
gung der dabei erzielten Einnahmen und einer angemesse-
nen Rendite aus dem für die Erfüllung dieser Verpflichtungen 
eingesetzten Eigenkapital abzudecken.  

 Der Vertrag ist auf unbestimmte Zeit geschlossen, er kann 
jedoch seitens der Stadt Wiesbaden mit einer Kündigungs-
frist von 6 Monaten zum Jahresende widerrufen werden. 
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Aufgliederung und Erläuterungen ausgewählter Posten des Jahresabschlusses 

 

Bilanz zum 31. Dezember 2016 
(Anlage 1) 

 
 A K T I V A  

 
 

 
A. ANLAGEVERMÖGEN  

Die nachfolgenden Erläuterungen basieren auf den Nettobuchwerten des Anlagevermögens. 
Der Anlagenspiegel in Anlage 3 zeigt die Bruttoentwicklung. 

Die Zugänge werden mit ihren Anschaffungs- oder Herstellungskosten aktiviert, die auch die 
zugehörenden Nebenkosten umfassen. 
 
 

I. Immaterielle Vermögensgegenstände 

Die entgeltlich erworbenen Konzessionen beinhalten die Internet Domain-Adresse. Diese 
unterliegt keinem Wertverzehr und wird somit nicht abgeschrieben. 

 

 
 

II. Sachanlagen 

1. Technische Anlagen und Maschinen 

Die technischen Anlagen und Maschinen haben einen Buchwert von EUR 3,00  
(Vorjahr EUR 3,00). 

 
 

2. Betriebs- und Geschäftsausstattung 

Die Betriebs- und Geschäftsausstattung (TEUR 55) ist gegenüber dem Vorjahr (TEUR 50) 
im Wesentlichen aufgrund der die Abschreibungen übersteigenden Zugänge angestiegen. 
Als größter Zugang war die Anschaffung des Messestands IMEX des neuen RheinMain 
CongressCenters (TEUR 15) zu verzeichnen. 
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B. UMLAUFVERMÖGEN 

I. Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände 

1. Forderungen aus Lieferungen und Leistungen 

 31.12.2016  31.12.2015 
 EUR  EUR 

Forderungen 261.427,73  230.814,81 
Zweifelhafte Forderungen 39.834,10  40.090,50 
Einzelwertberichtigungen -159.594,70  -156.076,15 
Pauschalwertberichtigung  -2.700,00  -1.800,00 

 138.967,13  113.029,16 

Forderungen in fremder Währung existieren zum Bilanzstichtag keine. Alle Forderungen ha-
ben eine Restlaufzeit von weniger als einem Jahr. 

 

2. Forderungen gegen verbundene Unternehmen 

 31.12.2016  31.12.2015 
 EUR  EUR 

TriWiCon 2.464.994,30  4.535.464,48 
Kurhaus Wiesbaden 55.368,93  36.826,42 
Wiesbaden Marketing 0,00  6.018,87 

 2.520.363,23  4.578.309,77 

Die Abnahme der Forderungen gegen die TriWiCon resultiert aus Zahlungen der Ver-
lustübernahme der Geschäftsjahre 2014 und 2015 von insgesamt TEUR 4.429. Gegenläufig 
wirkt die Forderung aus der Verlustübernahme für das Geschäftsjahr 2016 von TEUR 2.303. 

 

3. Sonstige Vermögensgegenstände 

 31.12.2016  31.12.2015 
 EUR  EUR 

Forderungen gegen Personal 18.578,00  0,00 
Noch nicht abzugsfähige Vorsteuer 1.020,77  197,78 
Debitorische Kreditoren 71,20  0,00 
Geleistete Anzahlungen  0,00  5.281,25 
Sonstige kurzfristige Forderungen 0,00  251,85 
 19.669,97  5.730,88 

 
 

P A S S I V A  
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A. EIGENKAPITAL 
 

Sowohl das gezeichnete Kapital (TEUR 164) als auch die Kapitalrücklage (TEUR 1.374) 
bleiben gegenüber dem Vorjahr unverändert. Dies beruht auf der Tatsache, dass die Verlus-
te der Rhein-Main-Hallen GmbH von der TriWiCon in Form einer Verlustübernahme in Höhe 
von TEUR 2.303 (Vorjahr: TEUR 2.074) ausgeglichen werden.  
  

 
 

B. RÜCKSTELLUNGEN 
 

1. Rückstellungen für Pensionen und ähnliche Verpflichtungen 

 01.01.2016 BilMoG Zinsauf-
wand 

Verbrauch Zuführung 31.12.2016 

 EUR EUR EUR EUR EUR EUR 
Pensions- 
rückstellungen 334.400,17 3.484,87 13.278,00 48.872,40 13.321,00 315.611,64 

 334.400,17 3.484,87 13.278,00 48.872,40 13.321,00 315.611,64 

Die Pensionsrückstellung berücksichtigt Versorgungsverpflichtungen gegenüber einem  
aktiven Rentner. Die laufende monatliche Rente beläuft sich auf EUR 4.075,00. 
 
 

2. Sonstige Rückstellungen 

  
 01.01.2016 Verbrauch Auflösung Zuführung 31.12.2016 

 EUR EUR EUR EUR EUR 

Rechts- und  
Prozesskosten 196.508,95 0,00 0,00 0,00 196.508,95 
Tantiemen und Gehälter 45.681,86 32.000,00 0,00 32.000,00 45.681,86 
Urlaubsrückstellungen 10.066,08 10.066,08 0,00 14.441,11 14.441,11 
Überstunden 2.247,78 2.247,78 0,00 7.243,88 7.243,88 
Jahresabschluss-            
und Prüfungskosten 16.400,00 16.400,00 0,00 5.670,00 5.670,00 
Übrige Rückstellungen 3.355,47 3.355,47 0,00 0,00 0,00 

 274.440,14 64.069,33 0,00 59.354,99 269.725,80 
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C. VERBINDLICHKEITEN 
 

1. Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 

 31.12.2016  31.12.2015 
 EUR  EUR 

Zentralverband des Dt. Schumacher 97.895,57  72.028,92 
RCC Agentur für Integrierte Kommunikation 
GmbH 26.001,50 

 
373,07 

n.o me Medienproduktion GmbH 25.485,84  16.481,50 
Übrige Verbindlichkeiten aus L.u.L. 45.414,32  26.069,50 

 194.797,23  114.952,99 

Verbindlichkeiten in fremder Währung existieren zum Bilanzstichtag keine. Alle Verbindlich-
keiten haben eine Restlaufzeit von weniger als einem Jahr.  
 
 

2. Verbindlichkeiten gegenüber verbundenen Unternehmen 

 31.12.2016  31.12.2015 
 EUR  EUR 

TriWiCon 260.224,02  2.482.640,61 
Stadt Wiesbaden 134.858,05  1.595,89 
Wiesbaden Marketing 9.240,71  1.733,37 
Kurhaus Wiesbaden GmbH 1.420,91  0,00 
Sonstige 530,77  420,00 

 406.274,46  2.486.389,87 

In den Verbindlichkeiten gegenüber der TriWiCon sind Verbindlichkeiten aus Cash-Pooling 
in Höhe von TEUR 260 (Vorjahr: TEUR 2.374) enthalten. 

 

3. Sonstige Verbindlichkeiten 

 31.12.2016  31.12.2015 
 EUR  EUR 

Kreditorische Debitoren 1.600,33  21.924,03 
Übrige 0  120,00 

 1.600,33  22.044,03 
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Gewinn- und Verlustrechnung für das 
Geschäftsjahr 2016 

           (Anlage 2) 
 
 

1. Umsatzerlöse 

 2016  2015 
 EUR  EUR 

Standmieten und Nebenleistungen 566.697,60  284.749,97 
Personalgestellung und -kostenumlage 420.109,33  0,00 
Umsatzerlöse aus Veranstaltungen 398.546,39  464.565,02 
Umsatzerlöse aus Vermietung 137.729,01  178.620,74 
Erlöse Messebau 99.483,54  52.579,57 
Erlöse Strom, Gas, Wasser 9.258,46  14.585,68 
Dienstleistung Reinigung 0,00  7.147,60 
Übrige Umsatzerlöse 62.326,74  11.690,00 

 1.694.151,07  1.013.938,58 

Der Anstieg der Umsatzerlöse steht im Wesentlichen im Zusammenhang mit der Neudefiniti-
on der Umsatzerlöse gemäß BilRUG. Hiernach werden die Erstattungen für Personalgestel-
lung und die Personalkostenumlage (T€ 420) sowie Erträge aus sonstigen Weiterbelastun-
gen (T€ 62) ab dem Jahr 2016 den Umsatzerlösen zugeordnet. Der Ausweis im Vorjahr er-
folgte in den sonstigen betrieblichen Erträgen (T€ 363). Des Weiteren wurde im Geschäfts-
jahr mehr Umsatz aus Standmieten und damit verbundenen Nebenleistungen erwirtschaftet. 
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2. Sonstige betriebliche Erträge 

 2016  2015 
 EUR  EUR 

Erträge Auflösung Mietzuschuss UBS 25.999,80  25.999,80 
Außerordentliche Erträge 11.745,27  229.118,31 
Erträge Auflösung sonstige Rückstellungen 2.750,00  0,00 
Versicherungsentschädigung 828,58  2.700,00 
Erträge aus Abgang Anlagevermögen 248,68  0,00 
Periodenfremde Erträge 170,08  49.980,17 
Mahngebühren 4,20  9,24 
Erstattung Personalkosten 0,00  362.524,10 
Übrige betriebliche Erträge 8.313,04  51.288,80 

 50.059,65  721.620,42 

Die Position sonstige betriebliche Erträge wurde entsprechend der Neuzuordnung geändert. 
Die außerordentlichen Erträge in Höhe von T€ 12 (Vorjahr T€ 229) sind Erstattungen aus 
dem Rechtsstreit mit dem ehemaligen Geschäftsführer der Rhein-Main-Hallen GmbH. 

 
 
3. Materialaufwand 

Aufwendungen für bezogene Leistungen 

 2016  2015 
 EUR  EUR 

Messebaukosten 684.027,67  685.381,87 
Fremdleistungen für Veranstaltungen 180.118,25  151.113,49 
Marketingkosten Veranstaltungsbezogen 106.125,71  26.396,05 
Serviceleistungen 87.622,38  87.182,07 
Künstlergagen 24.611,25  0,00 
Bewachung für Veranstaltungen 12.601,83  11.573,15 
Fremdtechnik 4.596,00  1.163,10 
Miete BGA für Veranstaltungen 630,00  0,00 
GEMA Gebühren 360,00  0,00 
Sanitätsdienst 0,00  100,00 
Übrige 85,04  5,05 

 1.100.778,13  962.914,78 
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4. Sonstige betriebliche Aufwendungen 

 2016  2015 
 EUR  EUR 

Werbung und Repräsentation 769.026,34  587.196,96 
Mieten und Pachten 143.272,52  130.833,89 
Mieten BGA 89.195,66  47.849,75 
Rechts-, Beratungs- und Prüfungskosten 88.888,03  316.906,16 
Personalkostenumlage 60.816,61  194.957,95 
Sonstige mittelbare Personalaufwendungen 58.484,80  34.755,08 
Beiträge und Gebühren 23.344,11  23.065,24 
Fahrzeugkosten 21.644,04  19.774,83 
Aufwendungen für Kommunikation, Bürobedarf 18.813,47  17.877,01 
Reinigung 13.501,13  12.691,92 
Wertberichtigungen Forderungen 10.909,86  14.474,64 
Versicherungen 6.199,16  4.033,17 
Energie- und Entsorgungsaufwendungen 5.632,62  5.507,75 
Sonstige bezogene Leistungen 4.984,00  6.101,00 
Außerordentliche Aufwendungen 3.484,87  3.484,87 
Instandhaltung 1.097,50  279,20 
Verluste Abgang Anlagevermögen 0,00  1,00 
Übrige betriebliche Aufwendungen 52.118,56  17.841,09 

 1.371.413,28  1.437.631,51 

 
 

 



 

 
 
 
 
 

Anlage 7 
 

 1 

Rhein-Main-Hallen GmbH, Wiesbaden  
 
Feststellungen im Rahmen der Prüfung nach § 53 Haushaltsgrundsätzegesetz 
 

 

Prüfung nach § 53 HGrG - TriWiCon 
 
Wir haben die Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung anhand des folgenden Fragenkreises 
nach § 53 HGrG untersucht und erteilen hierüber folgenden Bericht: 
 
 
Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführungsorganisation 
 
Fragenkreis 1: Tätigkeit von Überwachungsorganen und Geschäftsleitung sowie individuali-

sierte Offenlegung der Organbezüge 
 

a) Gibt es Geschäftsordnungen für die Organe und einen Geschäftsverteilungsplan für 
die Geschäftsleitung sowie ggf. für die Konzernleitung? Gibt es darüber hinaus 
schriftliche Weisungen des Überwachungsorgans zur Organisation für die Ge-
schäfts- sowie ggf. für die Konzernleitung (Geschäftsanweisung)? Entsprechen 
diese Regelungen den Bedürfnissen des Unternehmens bzw. des Konzerns? 

  
Ø Für die Geschäftsführung liegt ein Geschäftsverteilungsplan vor. Darüber hinaus 

gibt es auskunftsgemäß keine schriftlichen Geschäftsanweisungen.  
 
Die Regelungen entsprechen den Bedürfnissen der Gesellschaft.  

  
b) Wie viele Sitzungen der Organe und ihrer Ausschüsse haben stattgefunden und wur-

den Niederschriften hierüber erstellt? 
  

Ø Im Berichtsjahr fanden drei Gesellschafterversammlung im schriftlichen Umlauf-
verfahren und eine Aufsichtsratssitzung statt. Es wurden Niederschriften für alle 
Sitzungen vorgelegt.  

  
c) In welchen Aufsichtsräten und anderen Kontrollgremien i.S.d. § 125 Abs. 1 Satz 5 

AktG sind die einzelnen Mitglieder der Geschäftsleitung tätig? 
  

Ø Sowohl Herr Ebel-Waldmann als auch Herr Schäfer sind auskunftsgemäß in kei-
nen Aufsichtsräten und Kontrollgremien tätig.  

  
d) Wird die Vergütung der Organmitglieder (Geschäftsleitung, Überwachungsorgan) in-

dividualisiert im Anhang des Jahresabschlusses/Konzernabschlusses aufgeteilt 
nach Fixum, erfolgsbezogenen Komponenten und Komponenten mit langfristiger 
Anreizwirkung ausgewiesen? 

 Falls nein, wie wird dies begründet? 
  

Ø Die Vergütung der Organmitglieder wird nicht individualisiert angegeben, da 
keine derartige Verpflichtung für die Gesellschaft besteht. Gegenüber der Stadt 
besteht eine Verpflichtung zur Bekanntgabe der Geschäftsführungsvergütung.  
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Ordnungsmäßigkeit des Geschäftsführungsinstrumentariums 
 
Fragenkreis 2: Aufbau- und ablauforganisatorische Grundlagen 
 

a) Gibt es einen den Bedürfnissen des Unternehmens entsprechenden Organisations-
plan, aus dem Organisationsaufbau, Arbeitsbereiche und Zuständigkeiten/Wei-
sungsbefugnisse ersichtlich sind? Erfolgt dessen regelmäßige Überprüfung? 

  
Ø Es gibt einen Organisationsplan, aus dem Organisationsaufbau, Arbeitsbereiche 

und Zuständigkeiten ersichtlich sind. Dieser Organisationsplan wird regelmäßig 
aktualisiert. Nach unseren Feststellungen entspricht der Organisationsplan den 
Bedürfnissen des Unternehmens.  

  
b) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass nicht nach dem Organisationsplan verfah-

ren wird? 
  

Ø Es liegen keine solchen Anhaltspunkte vor.  
 
c) Hat die Geschäftsleitung Vorkehrungen zur Korruptionsprävention ergriffen und do-

kumentiert? 
  

Ø Jedem Mitarbeiter wurde das Handbuch „Korruptionsprävention“ der Landes-
hauptstadt Wiesbaden ausgehändigt, in dem der Umgang mit angedachten Zu-
wendungen ausführlich geregelt ist.  

  
d) Gibt es geeignete Richtlinien bzw. Arbeitsanweisungen für wesentliche Entschei-

dungsprozesse (insbesondere Auftragsvergabe und Auftragsabwicklung, Personal-
wesen, Kreditaufnahme und -gewährung)? Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass 
diese nicht eingehalten werden? 

  
Ø Aufträge ab einem Geschäftsvolumen von EUR 2.500 müssen von der Ge-

schäftsleitung genehmigt werden. Einzelheiten sind in der Dienstanweisung 
„Vertretung der Gesellschaft und Beschaffungsvorgänge“ geregelt. Es haben 
sich keine Anhaltspunkte ergeben, dass diese Anweisung nicht eingehalten wird.  

  
e) Besteht eine ordnungsmäßige Dokumentation von Verträgen (z.B. Grundstücksver-

waltung, EDV)? 
  
Ø Verträge werden ordnungsgemäß verwaltet.  
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Fragenkreis 3: Planungswesen, Rechnungswesen, Informationssystem und Controlling 
 

a) Entspricht das Planungswesen – auch im Hinblick auf Planungshorizont und Fort-
schreibung der Daten sowie auf sachliche und zeitliche Zusammenhänge von Pro-
jekten – den Bedürfnissen des Unternehmens? 

  
Ø Das Unternehmen fertigt grundsätzlich einen Wirtschaftsplan in Anlehnung an 

das Eigenbetriebsrecht an. Parallel zum Doppelhaushalt der LHW wurde auch 
ein Wirtschaftsplan für das Jahr 2016 aufgestellt. Der Erfolgsplan 2017 wurde 
Ende 2016 vorgelegt.  
 
Das Planungswesen entspricht nach unseren Feststellungen grundsätzlich den 
Bedürfnissen des Unternehmens.  

  
b) Werden Planabweichungen systematisch untersucht? 

  
Ø Planabweichungen werden systematisch untersucht.  

  
c) Entspricht das Rechnungswesen einschließlich der Kostenrechnung der Größe und 

den besonderen Anforderungen des Unternehmens? 
  
Ø Das Rechnungswesen entspricht der Größe und den besonderen Anforderungen 

des Unternehmens  
  
d) Besteht ein funktionierendes Finanzmanagement, welches u.a. eine laufende Liqui-

ditätskontrolle und eine Kreditüberwachung gewährleistet? 
  

Ø Es besteht ein funktionierendes Finanzmanagement.  
  
e) Gehört zu dem Finanzmanagement auch ein zentrales Cash-Management und ha-

ben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die hierfür geltenden Regelungen nicht ein-
gehalten worden sind? 

  
Ø Seit 2011 besteht ein zentrales Cash-Management bei der TriWiCon, an dem die 

Gesellschaft teilnimmt. Bestehende Regelungen wurden eingehalten.  
 

f) Ist sichergestellt, dass Entgelte vollständig und zeitnah in Rechnung gestellt wer-
den? Ist durch das bestehende Mahnwesen gewährleistet, dass ausstehende For-
derungen zeitnah und effektiv eingezogen werden? 

  
Ø Die Fakturierung der Forderungen wird zeitnah vorgenommen. Viele Leistungen 

des Unternehmens werden erst erbracht, wenn sie vorab bezahlt wurden. Das 
Mahnwesen wird von der Finanzbuchhaltung durchgeführt und gewährleitet eine 
effektive und zeitnahe Einziehung der Forderungen. 
 
Die Voraussetzungen für einen zeitnahen und effektiven Forderungseinzug sind 
nach unseren Feststellungen gegeben.  
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g) Entspricht das Controlling den Anforderungen des Unternehmens/Konzerns und um-
fasst es alle wesentlichen Unternehmens-/ Konzernbereiche? 

  
Ø Das Controlling entspricht den Anforderungen des Unternehmens und umfasst 

alle wesentlichen Unternehmensbereiche.  
  
h) Ermöglichen das Rechnungs- und Berichtswesen eine Steuerung und/oder  

Überwachung der Tochterunternehmen und der Unternehmen, an denen eine we-
sentliche Beteiligung besteht? 

  
Ø Entfällt, da keine Tochterunternehmen oder Beteiligungsunternehmen vorhan-

den sind.  
 
 
Fragenkreis 4: Risikofrüherkennungssystem 
 

a) Hat die Geschäfts-/Konzerngeschäftsführung nach Art und Umfang Frühwarnsig-
nale definiert und Maßnahmen ergriffen, mit deren Hilfe bestandsgefährdende Risi-
ken rechtzeitig erkannt werden können? 

  
Ø Das Frühwarnsystem basiert auf dem bestehenden Kontroll- und Überwa-

chungssystem, dessen Kernbestandteil die Wirtschaftsplanung und Zwischen-
berichterstattung sowie zeitnahe unterjährige Abschlüsse inklusive Soll- / Ist- so-
wie Periodenvergleiche ist. 
Nach unserer Einschätzung ist dieses Risikofrüherkennungssystem geeignet, 
bestandsgefährdende Risiken frühzeitig zu erkennen und geeignete Maßnah-
men einzuleiten. 

  
b) Reichen diese Maßnahmen aus und sind sie geeignet, ihren Zweck zu erfüllen? Ha-

ben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Maßnahmen nicht durchgeführt werden? 
  

Ø Die von der Gesellschaft ergriffenen Maßnahmen zur Risikofrüherkennung und 
-begrenzung sind geeignet, ihren Zweck zu erfüllen. Es haben sich keine An-
haltspunkte ergeben, dass die Maßnahmen nicht durchgeführt werden.  

  
c) Sind diese Maßnahmen ausreichend dokumentiert? 
  

Ø Die Maßnahmen sind ausreichend dokumentiert.  
  

d) Werden diese Frühwarnsignale und Maßnahmen kontinuierlich und systematisch 
mit dem aktuellen Geschäftsumfeld sowie mit den Geschäftsprozessen und Funkti-
onen abgestimmt und angepasst? 

  
Ø Die Frühwarnsignale werden insbesondere durch laufende Aktualisierung der Li-

quiditäts- bzw. Ertragsplanungen systematisch mit dem aktuellen Geschäftsum-
feld sowie mit den Geschäftsprozessen und Funktionen abgestimmt.  
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Fragenkreis 5: Finanzinstrumente, andere Termingeschäfte, Optionen und Derivate 
 

Da die Gesellschaft keine der genannten Instrumente einsetzt, verzichten wir auf die 
Wiedergabe dieses Fragenkreises  

 
 
Fragenkreis 6: Interne Revision 
 

a) Gibt es eine den Bedürfnissen des Unternehmens/Konzerns entsprechende Interne 
Revision/Konzernrevision? Besteht diese als eigenständige Stelle oder wird diese 
Funktion durch eine andere Stelle (ggf. welche?) wahrgenommen? 

  
Ø Die Stadtverordnetenversammlung hat mit Beschluss Nr. 0532 vom 19. Novem-

ber 2009 entschieden, dass das städtische Revisionsamt im Interesse einer ein-
heitlichen und wirksamen Konzernrevision mit dem Aufbau und der Durchfüh-
rung der Konzernrevision beauftragt wird. Das dazu initiierte Projekt sah einen 
Start der Prüftätigkeit ab 01. Januar 2011 vor. Prüfungen wurden auskunftsge-
mäß noch nicht durchgeführt.  

  
b) Wie ist die Anbindung der Internen Revision/Konzernrevision im Unternehmen/ Kon-

zern? Besteht bei ihrer Tätigkeit die Gefahr von Interessenkonflikten? 
  
Ø Vergleiche Ausführungen zu Frage 6a). Interessenkonflikte sind nicht erkennbar.  

  
c) Welche waren die wesentlichen Tätigkeitsschwerpunkte der Internen Revision/ Kon-

zernrevision im Geschäftsjahr? Wurde auch geprüft, ob wesentlich miteinander un-
vereinbare Funktionen (z.B. Trennung von Anweisung und Vollzug) organisatorisch 
getrennt sind? Wann hat die Interne Revision das letzte Mal über Korruptionsprä-
vention berichtet? Liegen hierüber schriftliche Revisionsberichte vor? 

  
Ø Entfällt, da keine Prüfung in 2016 stattgefunden hat.  

 
d) Hat die Interne Revision ihre Prüfungsschwerpunkte mit dem Abschlussprüfer abge-

stimmt? 
  
Ø Entfällt, da keine Prüfung in 2016 stattgefunden hat.  

  
e) Hat die Interne Revision/Konzernrevision bemerkenswerte Mängel aufgedeckt und 

um welche handelt es sich? 
  
Ø Entfällt, da keine Prüfung in 2016 stattgefunden hat.  

  
f) Welche Konsequenzen werden aus den Feststellungen und Empfehlungen der In-

ternen Revision/Konzernrevision gezogen und wie kontrolliert die Interne Revi-
sion/Konzernrevision die Umsetzung ihrer Empfehlungen? 

  
Ø Entfällt, da keine Prüfung in 2016 stattgefunden hat.  
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Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführungstätigkeit 
 
Fragenkreis 7: Übereinstimmung der Rechtsgeschäfte und Maßnahmen mit Gesetz, Satzung, 

Geschäftsordnung, Geschäftsanweisung und bindenden Beschlüssen des 
Überwachungsorgans 

 
a) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die vorherige Zustimmung des Überwa-

chungsorgans zu zustimmungspflichtigen Rechtsgeschäften und Maßnahmen nicht 
eingeholt worden ist? 

  
Ø Es ergaben sich keine Anhaltspunkte für derartige Rechtsgeschäfte. Die Zustim-

mung zum Wirtschaftsplan wurde eingeholt.  
  

b) Wurde vor der Kreditgewährung an Mitglieder der Geschäftsleitung oder des Über-
wachungsorgans die Zustimmung des Überwachungsorgans eingeholt? 

  
Ø Entfällt, da auskunftsgemäß keine derartigen Kredite gewährt wurden. 
   

c) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass anstelle zustimmungsbedürftiger Maßnah-
men ähnliche, aber nicht als zustimmungsbedürftig behandelte Maßnahmen vorge-
nommen worden sind (z.B. Zerlegung in Teilmaßnahmen)? 

  
Ø Unsere Prüfung hat keine solchen Anhaltspunkte ergeben.  

  
d) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Geschäfte und Maßnahmen nicht mit 

Gesetz, Satzung, Geschäftsordnung, Geschäftsanweisung und bindenden Be-
schlüssen des Überwachungsorgans übereinstimmen? 

  
Ø Derartige Anhaltspunkte haben sich nicht ergeben.  

  
 
Fragenkreis 8: Durchführung von Investitionen 
 

a) Werden Investitionen (in Sachanlagen, Beteiligungen, sonstige Finanzanlagen, im-
materielle Anlagewerte und Vorräte) angemessen geplant und vor Realisierung auf 
Rentabilität/Wirtschaftlichkeit, Finanzierbarkeit und Risiken geprüft? 

  
Ø Grundsätzlich werden Investitionen angemessen geplant und vor der Realisie-

rung geprüft. Im Berichtsjahr wurden keine größeren Investitionen getätigt.  
 

b) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Unterlagen/Erhebungen zur Preiser-
mittlung nicht ausreichend waren, um ein Urteil über die Angemessenheit des Prei-
ses zu ermöglichen (z.B. bei Erwerb bzw. Veräußerung von Grundstücken oder Be-
teiligungen)? 

  
Ø Es liegen keine solchen Anhaltspunkte vor.  

  
c) Werden Durchführung, Budgetierung und Veränderungen von Investitionen laufend 

überwacht und Abweichungen untersucht? 
  
Ø Grundsätzlich werden Investitionen laufend überwacht. Im Berichtsjahr wurden 

keine größeren Investitionen getätigt.  
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d) Haben sich bei abgeschlossenen Investitionen Überschreitungen ergeben? 
Wenn ja, in welcher Höhe und aus welchen Gründen? 

  
Ø Es liegen keine solchen Anhaltspunkte vor.  

  
e) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass Leasing- oder vergleichbare Verträge nach 

Ausschöpfung der Kreditlinien abgeschlossen wurden? 
  
Ø Derartige Anhaltspunkte haben sich nicht ergeben.  

  
 

Fragenkreis 9: Vergaberegelungen 
 

a) Haben sich Anhaltspunkte für eindeutige Verstöße gegen Vergaberegelungen (z.B. 
VOB, VOL, VOF, EU-Regelungen) ergeben? 

  
Ø Im Rahmen unserer Prüfung haben wir keine Hinweise auf Verstöße gegen 

Vergaberegelungen erhalten.  
  

b) Werden für Geschäfte, die nicht den Vergaberegelungen unterliegen, Konkurrenzan-
gebote (z.B. auch für Kapitalaufnahmen und Geldanlagen) eingeholt? 

  
Ø Es werden auskunftsgemäß grundsätzlich Vergleichsangebote eingeholt.  

 
  

Fragenkreis 10: Berichterstattung an das Überwachungsorgan 
 

a) Wird dem Überwachungsorgan regelmäßig Bericht erstattet? 
  
Ø Im Berichtsjahr ist die Geschäftsführung nach unseren Feststellungen ihrer Be-

richtspflicht gegenüber dem Aufsichtsrat und der Gesellschafterin nachgekom-
men.  

  
b) Vermitteln die Berichte einen zutreffenden Einblick in die wirtschaftliche Lage des 

Unternehmens/Konzerns und in die wichtigsten Unternehmens-/Konzernbereiche? 
  

Ø Nach den uns vorliegenden Protokollen der Aufsichtsratssitzungen vermitteln die 
Berichte einen zutreffenden Einblick in die wirtschaftliche Lage des Unterneh-
mens und in die wichtigsten Unternehmensbereiche.  

 
c) Wurde das Überwachungsorgan über wesentliche Vorgänge angemessen und zeit-

nah unterrichtet? Liegen insbesondere ungewöhnliche, risikoreiche oder nicht  
ordnungsgemäß abgewickelte Geschäftsvorfälle sowie erkennbare Fehldispositio-
nen und wesentliche Unterlassungen vor und wurde hierüber berichtet? 

  
Ø Es liegen keine gegenteiligen Erkenntnisse vor. Hinweise auf ungewöhnliche, 

risikoreiche oder nicht ordnungsgemäß abgewickelte Geschäftsvorfälle sowie er-
kennbare Fehldispositionen und wesentliche Unterlassungen haben wir im Rah-
men unserer Prüfung nicht erhalten.  
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d) Zu welchen Themen hat die Geschäfts-/Konzerngeschäftsführung dem Überwa-
chungsorgan auf dessen besonderen Wunsch berichtet (§ 90 Abs. 3 AktG)? 

  
Ø Im Berichtsjahr gab es nach unseren Feststellungen und den uns erteilten Aus-

künften keinen besonderen Wunsch des Überwachungsorgans hinsichtlich der 
Berichterstattung.  

  
e) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Berichterstattung (z.B. nach § 90 AktG 

oder unternehmensinternen Vorschriften) nicht in allen Fällen ausreichend war? 
  

Ø Uns liegen keine entsprechenden Erkenntnisse vor.  
  
f) Gibt es eine D&O-Versicherung? Wurde ein angemessener Selbstbehalt vereinbart? 

Wurden Inhalt und Konditionen der D&O-Versicherung mit dem Überwachungsor-
gan erörtert? 

  
Ø Es besteht eine D&O-Versicherung über die TriWiCon, die auch die Rhein-Main-

Hallen GmbH einschließt. Ein Selbstbehalt wurde nicht vereinbart.  
  
g) Sofern Interessenkonflikte der Mitglieder der Geschäftsleitung oder des Überwa-

chungsorgans gemeldet wurden, ist dies unverzüglich dem Überwachungsorgan of-
fen gelegt worden? 

  
Ø Uns liegen keine entsprechenden Erkenntnisse über Interessenkonflikte vor. 

 
 

 
Vermögens- und Finanzlage 
 
Fragenkreis 11: Ungewöhnliche Bilanzposten und stille Reserven 
 

a) Besteht in wesentlichem Umfang offenkundig nicht betriebsnotwendiges Vermögen? 
  

Ø Nein. 
  
b) Sind Bestände auffallend hoch oder niedrig? 
  

Ø Nein.  
  
c) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Vermögenslage durch im Vergleich zu 

den bilanziellen Werten erheblich höhere oder niedrige Verkehrswerte der Vermö-
gensgegenstände wesentlich beeinflusst wird? 

  
Ø Uns liegen keine entsprechenden Erkenntnisse vor. 
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Fragenkreis 12: Finanzierung 
 

a) Wie setzt sich die Kapitalstruktur nach internen und externen Finanzierungsquelle 
zusammen? Wie sollen die am Abschlussstichtag bestehenden wesentlichen Inves-
titionsverpflichtungen finanziert werden? 

  
Ø Die Kapitalstruktur umfasst bei einer Bilanzsumme von TEUR 2.753 ein Eigen-

kapital von TEUR 1.537 sowie Verbindlichkeiten gegenüber Gesellschaftern in 
Höhe von TEUR 395. Die kurzfristigen Verbindlichkeiten belaufen sich insgesamt 
auf TEUR 603. Wesentliche Investitionsverpflichtungen bestehen am Abschluss-
stichtag nicht. 
 

b) Wie ist die Finanzlage des Konzerns zu beurteilen, insbesondere hinsichtlich der 
Kreditaufnahmen wesentlicher Konzerngesellschaften? 

  
Ø Die Zahlungsfähigkeit der Gesellschaft war über das Cash-Pool-System der Tri-

WiCon jederzeit sichergestellt. 
  
c) In welchem Umfang hat das Unternehmen Finanz-/Fördermittel einschließlich Ga-

rantien der öffentlichen Hand erhalten? Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die 
damit verbundenen Verpflichtungen und Auflagen des Mittelgebers nicht beachtet 
wurden. 

  
Ø Entfällt, da im Berichtsjahr keine Fördermittel empfangen wurden.  

  
 
Fragenkreis 13: Eigenkapitalausstattung und Gewinnverwendung 
 

a) Bestehen Finanzierungsprobleme aufgrund einer evtl. zu niedrigen Eigenkapitalaus-
stattung? 

  
Ø Die Eigenkapitalquote der Gesellschaft beträgt zum Abschlussstichtag 55,8% 

der Bilanzsumme bei einem Anlagevermögen von 2,2% der Bilanzsumme. 
  

b) Ist der Gewinnverwendungsvorschlag (Ausschüttungspolitik, Rücklagenbildung) mit 
der wirtschaftlichen Lage des Unternehmens vereinbar? 

  
Ø Entfällt, da kein Gewinn erwirtschaftet wurde. 

 
 
Ertragslage 
 
Fragenkreis 14: Rentabilität/Wirtschaftlichkeit 
 

a) Wie setzt sich das Betriebsergebnis des Unternehmens/Konzerns nach Segmenten/ 
Konzernunternehmen zusammen? 

  
Ø Entfällt, da keine Segmente vorliegen. 
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b) Ist das Jahresergebnis entscheidend von einmaligen Vorgängen geprägt? 
  

Ø Der Betrieb der Rhein Main Hallen wurde zum 01.07.2014 eingestellt um einem 
Neubau Platz zu machen. Es werden bis 2018 vereinzelte Veranstaltungen an 
externen Standorten durchgeführt  

 
c) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass wesentliche Kredit- oder andere Leis-

tungsbeziehungen zwischen Konzerngesellschaften bzw. mit den Gesellschaftern 
eindeutig zu unangemessenen Konditionen vorgenommen werden. 

  
Ø Es haben sich keine derartigen Anhaltspunkte ergeben.  

  
d) Wurde die Konzessionsabgabe steuer- und preisrechtlich erwirtschaftet? 
  

Ø Konzessionsabgaben waren nicht zu entrichten.  
  

 
 
Fragenkreis 15: Verlustbringende Geschäfte und ihre Ursachen 
 

a) Gab es verlustbringende Geschäfte, die für die Vermögens- und Ertragslage von 
Bedeutung waren, und was waren die Ursachen der Verluste?  

  
Ø Einzelne verlustbringende Geschäfte, die für die Vermögens- und Ertragslage 

von Bedeutung waren, konnten nicht identifiziert werden, da es keine Nachkal-
kulation pro Veranstaltung gibt.  

  
b) Wurden Maßnahmen zeitnah ergriffen, um die Verluste zu begrenzen, und um wel-

che Maßnahmen handelt es sich? 
  

Ø Es wurden zeitnah Maßnahmen ergriffen, um die Verluste zu begrenzen. So 
wurde ein Restrukturierungsplan eingeleitet, der die Auslagerung bisher hausei-
gener Dienstleistungen vorsieht.  

 
 
Fragenkreis 16: Ursachen des Jahresfehlbetrag und Maßnahmen zur Verbesserung der Er-

tragslage  
 

a) Was sind die Ursachen des Jahresfehlbetrages? 
  

Ø siehe 14 b 
  
b) Welche Maßnahmen wurden eingeleitet bzw. sind beabsichtigt, um die Ertragslage 

des Unternehmens zu verbessern? 
  

Ø siehe 14 b 
  

 
 
 






	00_PB_RMH 2016 mLmU.doc
	01_BI_RMH 2016.xlsx
	02_GV_RMH 2016.xlsx
	03_AH RMH 2016.docx
	03a_AS_RMH 2016.xlsx
	04_LB RMH 2016.docx
	05_RV_RMH 2016 mL.doc
	06_ET_RMH 201 mL6.doc
	07_HGrG RMH 2016 mL.docx
	AAB Anlage 8.pdf

